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1.1

cUndt Hixlnuu j
63110 Rodgau fi * n, . -------------------------------

2 l 0 k t »  i ! i - .  , „

Stadt Rorfgau ’ '' 
Hintergasse 15

63110 Rodgau

Entwurf Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns an Sie bezüglich des o.g. Bauvorhabens, zu dem wir folgende Anmerkungen äußern 
möchten:

Der derzeitige Bebauungsplan weißt zur Verkehrsführung folgendes aus: Von der Südtrasse 
kommend in Richtung Norden zu fahren Ist als Straßenverlauf geplant, den Stichweg zwischen den 
Häusern Brüder-Grimm-Straße 14 und 15 als Verlängerung der Johann-Strauß-Straße auszubauen. 
Dies würde bedeuten, dass die Johann-Strauß-Straße zu einem Hauptverkehrsweg aller derzeitigen 
Bewohner sowie der des Neubaugebietes von Hainhausen West in Richtung Hainhausen-Ost sowie 
Rodgau werden würde. Bereits jetzt ist es jedoch schon schwierig, wenn sich zwei 
entgegenkommende Autos aufgrund der Parksituation in der Straße aneinander vorbei arrangieren 
müssen (siehe beigefügtas Foto}. Des Weiteren ist zur Zeitschon eine besondere Belastung in der
Johann Strauß Stroßc aufgrund tiefer- und Paket-Zusteller zu beobachten, die mit Auaüau de.» 
Durchstichs zur Südtrasse und der Vergrößerung des Wohngebietes noch weiter zunehmen würde.

2 )  Darüber hinaus sollte in der Planung auch die derzeitige, bereits angespannte Parksituation im 
Bereich Johann-Strauß-Straße /  Brüder-Grimm-Straße berücksichtigt werden. Bereite heute ist es 
schwierig, speziell In den Abendstunden einen nahgelegenen Parkplatz zu finden. Der Stlchwsg bietet 
zur Zelt noch zusätzlichen Parkplatz für wenigstens 1 Autos, die mit dem geplanten Ausbau auch 
noch wegfaüen würden. Da die Parkplatz-Pianungim Neubaugebiet wenig Möglichkeiten für 
Besucher vorsieht, ist davon auszugehen, dass Besucher der Häuser und auch insbesondere der des 
geplanten Seniorenhefmes in unserem Bereich Parkplatte in Anspruch nehmen müssen. Dies wäre 
eine weitere Belastung für die derzeitigen Anwohner, die durch Umplanung vermieden werden 
könnte.

3) Um diesen Schwierigkeiten entgegenzuwirken, wäre folgende Verkehrsplanung eine bessere Lösung: 
Der bereits bestehende „Srötchenwcg", der für viel Geld angelegt worden ist, könnte dahingehend 
ausgebaut werden, dass er für die zu erwartende Verkehrssftuatlon breit genug wäre. Diese Straße

Der Verfasser befürchtet, dass die Johann-Strauß-Straße 
künftig zu einem Hauptverkehrsweg alle derzeitigen Be­
wohner sowie der des Neubaugebietes von Hainhausen 
West in Richtung Hainhausen Ost sowie Rodgau werden 
würde.
Deshalb wird vorgeschlagen, den vorhandenen Weg zur 
Südtrasse („Brötchenweg“) auszubauen und bis zur 
Straße „Am Wingertsgrund zu verlängern.
Die Johann-Strauß-Straße soll den Bewohnern des heute 
bereits bestehenden Wohngebietes Hainhausen West die 
Möglichkeit bieten, auf möglichst kurzer, umwegefreier 
Strecke über die Südtrasse zur Rodgau-Ringstraße oder 
die östlich der S-Bahn gelegenen Teile Rodgaus zu ge­
langen. Dies war auch seinerzeit der ausschlaggebende 
Grund für die Herstellung des sogenannten „Brötchenwe­
ges“. Die Annahme, dass Bewohner des nun geplanten 
Neubaugebietes Hainhausen West, die verlängerte Jo­
hann-Strauß-Straße nutzen werden, kann nicht nachvoll­
zogen werden, da die Haupterschließung des Baugebie­
tes Hainhausen West parallel zur Rodgau-Ringstraße und 
Südtrasse verlaufen wird. Aus unserer Sicht gibt es kei­
nen Grund, wieso Bewohner des neuen Baugebietes ei­
nen Umweg über das bestehende Wohngebiet nehmen 
sollten.

Die Verschiebung der Anbindung an die Südtrasse von 
der verlängerten Johann-Strauß-Straße zur vorhandenen 
Wegeverbindung „Brötchenweg“, die Verlängerung bis 
zur Straße „Am Wingertsgrund“ und den dafür erforderli­
chen Ausbau wird mit folgenden Argumenten begründet:
1. Die derzeitige Parksituation in der Johann-Strauß- 
Straße führt zu Problemen für sich begegnende Kraftfahr­
zeuge. Dies würde durch den zu erwartenden zunehmen­
den Verkehr über die neue Anbindung verschärft werden.
2. In der Johann-Strauß-Straße ist zurzeit schon eine be­
sondere Belastung aufgrund Liefer- und Paket-Zusteller 
zu beobachten. Dies würde durch die Vergrößerung des 
Wohngebietes zunehmen.
3. Im Bereich Johann-Strauß-Straße und Brüder-Grimm- 
Straße ist es bereits heute in den Abendstunden schwie­
rig, einen nahegelegenen Parkplatz zu bekommen.

Der Anregung wird nicht entspro­
chen.
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könnte denn parallel zur Johann-Strauß-Straße bis zum Wingertsgrund weitergeführt werden. Der 
klare Vorteil dieser Lösung wäre, dass die neue Straße den Anforderungen bezüglich der Breite sowie 

der Verkehrsführung angepasst werden könnte und die bestehenden, für das zu erwartende 

Verkehrsaufkommen viel zu engen Straßen nicht unverhältnismäßig belastet werden müssten.

.. Zur Zeit verläuft an unserem Grundstück in der Brüder-Grimm-Straße 15 an der Nordseite die Straße,4)
an die anderen drei Seiten schließen sich Gärten bzw. Grünflächen an, Der Entwurf des 

Bebauungsplanes sieht vor, dass unser Grundstück nur noch Richtung Westen an einen 

Nachbargrundstück mit Garten grenzen würde, an der Nordseite die derzeitige Straße bestehen 

bliebe, jedoch sowohl an den Grundstücksgrenzen Richtung Osten und Süden neue Verkehrswege 

entstehen sollen. Des Weiteren sollen an der Südgrenze noch zusätzlich Parkplätze entstehen. Wir 

sind besorgt über den zu erwartenden Anstieg sowohl der Lärm- als auch der Emmisionsbelästigung. 
Dies stellt nicht nur eine erhebliche Gefahr für unsere Gesundheit dar, sondern ist auch eine klare 
Einschränkung unserer Lebensqualität. Davon ausgehend, dass diese geplante Straße ein 

Hauptverkehrsweg des Neubaugebietes und auch aller derzeitigen Anwohner darstellen würde, wäre 
die Nutzung unseres Gartens, der Terassen und Baikone nicht mehr in derzeitigem Umfang möglich.

5 ) In Hinblick auf die oben angeführten Vorteile der Nutzung des „Brötchenweges" anstelle des 

Durchstichs derJohann-Strauss-Straße, würde sich hier ein weiterer Vorteil ergeben: sowohl wir als 

auch die Anwohner aller anderen betroffenen Häuser würden durch die Entstehung des 

Neubaugebietes weniger Ihrer bisherigen Lebensqualität einbüßen müssen. Die neue, von uns 

vorgeschlagene Straße würde die bisherigen Anwohner entlasten und die neuen Anwohner nicht 
zusätzlich betasten.

Wir bitten um Berücksichtigung der von uns vorgebrachten Punkte tm Bebauungsplan. Wir bitten um 
Stellungnahme und stehen Ihnen gerne für Rückfragen unter 06106-620219 zur Verfügung.

Vielen Dank und mit freundlichen Grüßen,

/

4. Im vorhandenen Stichweg (verlängerte Johann-Strauß- 
Straße) können derzeit noch zwei Pkw parken. Diese 
Möglichkeit würde mit dem Ausbau wegfallen.
5. Da die Parkplatz-Planung im Neubaugebiet wenig Mög­
lichkeiten für Besucher vorsieht, ist davon auszugehen, 
dass Besucher der Häuser und auch insbesondere des 
geplanten Seniorenheims im Bereich der Brüder-Grimm- 
Straße Parkplätze in Anspruch nehmen müssen. Dies 
wäre eine weitere Belastung für die derzeitigen Anwoh­
ner, die durch Umplanung vermieden werden könnte.
6. Die Verlagerung der Anbindung über den „Brötchen­
weg“ und dessen entsprechender Ausbau und Verlänge­
rung bis zur Straße „Am Wingertsgrund“

Zu 1.:
Nach Herstellung der Anbindung an die Südtrasse wird 
die Straßenverkehrsbehörde der Stadt Rodgau die neu 
entstehenden Verkehrsbeziehungen beobachten und bei 
auftretenden Schwierigkeiten entsprechende Maßnah­
men zu deren Beseitigung ergreifen.

Zu 2.:
Den Hinweis auf eine in der Johann-Strauß-Straße bereits 
vorhandene „besondere Belastung aufgrund Liefer- und 
Paket-Zusteller“ kann von Seite der Stadt nicht nachvoll­
zogen werden. Wieso besteht in der Johann-Strauß- 
Straße eine höhere Belastung durch Liefer- und Paket- 
Zusteller als in vergleichbaren Straßen im Stadtgebiet? 
Eine besondere Häufung von gewerblichen Zwischen­
händlern, die eine „besondere“ Belastung durch Liefer- 
und Paket-Zusteller verursachen könnte, ist der Stadt 
Rodgau nicht bekannt. Es ist auch nicht nachvollziehbar, 
weshalb Liefer- und Paket-Zusteller, welche das geplante 
Baugebiet beliefern möchten, durch die Johann-Straße in 
das Neubaugebiet fahren sollten.

Zu 3.:
Die abendliche Parkplatzsuche ist kein nur in Hainhausen 
auftretendes Phänomen. In allen vergleichbaren Wohn­
baugebieten innerhalb der Stadt Rodgau ist dies zu beo­
bachten. Eine Ursache mag im steigenden Motorisie-

Der Hinweis wird nachgeordnet zum 
Bebauungsplanverfahren berück­
sichtigt. Eine Änderung des Bebau­
ungsplans ist nicht erforderlich.

Den Anregungen unter 2.-4. und 6. 
wird nicht entsprochen.
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rungsrad der Bevölkerung liegen, möglicherweise gekop­
pelt mit der Nutzung von vorhandenen Garagen und Stell­
plätzen für andere Zwecke als das Abstellen von Kraft­
fahrzeugen. Im Plangebiet sind an vielen Stellen öffentli­
che Parkmöglichkeiten vorgesehen, im derzeitigen Ent­
wurf sind noch zwei Parkflächen erweitert worden und 
eine weitere hinzugekommen, um dieses Phänomen un­
ter Beachtung der Wirtschaftlichkeit bei der Entwicklung 
eines Wohngebietes zumindest einzuschränken.

Zu 4.:
Die bisher im Stichweg verlängerte Johann-Strauß- 
Straße parkenden Kraftfahrzeuge werden nach Umset­
zung der bisherigen Planung neue Parkmöglichkeiten fin­
den müssen, zum Beispiel auf der geplanten öffentlichen 
Parkfläche südlich der Grundstücke Brüder-Grimm- 
Straße 15 und 16.

Zu 5.:
Dem Hinweis auf wenige Parkmöglichkeiten für Besucher 
des Neubaugebietes und des angedachten Senioren­
heims möchte die Stadt Rodgau hier deutlich widerspre­
chen. Die Planung sieht an mehreren Stellen öffentliche 
Parkmöglichkeiten für Bewohner und Besucher des Neu­
baugebietes vor. Im derzeitigen Entwurf sind zusätzlich 
zwei Parkflächen erweitert worden und eine weitere hin­
zugekommen. Für Besucher des Seniorenheims sind ent­
sprechende Parkmöglichkeiten auf dem Grundstück des 
Seniorenheims vorzusehen. Ein Ausweichen auf das be­
stehende Baugebiet sollte somit weitestgehend ausge­
schlossen sein. Völlig vermeiden lässt es sich unter Be­
achtung von wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht. Die 
Herstellung von öffentlichen Parkplätzen, die sämtliche 
eventuell vorkommenden Besucherverkehre abdecken 
könnten ist sowohl aus Platzgründen als auch aus wirt­
schaftlichen Erwägungen heraus nicht möglich.

Zu 6.:
Bei einem Ausbau des vorhandenen Weges („Brötchen­
weg“) als Anbindung an die Südtrasse müsste der An­
schluss in gleicherweise errichtet werden, wie die verlän­
gerte Johann-Straße-Straße. Hier müsste ebenfalls ein

Der Anregung wird bereits in einem 
wirtschaftlich sinnvollen Rahmen 
gefolgt.
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Kreisel in den erforderlichen Dimensionen errichtet wer­
den. Dieser Kreisel läge in einer Entfernung von etwa 
100 m an der ampelgesteuerten Kreuzung Rodgau-Ring- 
straße/Südtrasse. Die geplante Anbindung ist ca. 40 m 
weiter entfernt, was Verkehrsbehinderungen aufgrund 
eventueller Rückstaus verringern sollte.
Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass bei Nutzung 
des „Brötchenweges“ als Hauptanbindung an die 
Südtrasse neben dem Verkehr aus dem Neubaugebiet 
auch der abfließende Verkehr aus dem bestehenden 
Wohngebiet Hainhausen West über das neue Baugebiet 
führen müsste. Dies würde für mehrere Grundstücke im 
Neubaugebiet eine nicht nachvollziehbare Belastung 
nach sich ziehen.
Es ist ebenfalls zu bedenken, dass bei einer Verlagerung 
der künftigen Anbindung über den „Brötchenweg“ die hier 
vorgebrachten Argumente in gleicherweise für die dann 
betroffenen elf Grundstücke gelten. Somit wären mehr 
Anwohner betroffen als nach derzeitiger Planung. Unver­
meidbare Beeinträchtigungen würden nur von einem 
Grundstück auf das andere verlagert werden.
Im Falle der beiden Grundstücke, die unmittelbar an die 
geplante Verlängerung der Johann-Strauß-Straße gren­
zen, handelt es sich um eine schon bei der Planung des 
bestehenden Wohngebietes angedachte Anbindung nach 
Süden, wenn eine bauliche Entwicklung nach Süden er­
folgen würde. Dies ist mit dem Bau der Südtrasse gesche­
hen und wird mit der Planung des neuen Baugebietes 
konsequent umgesetzt.
Zudem ist das Flurstück 413 (geplante Verlängerung) so­
mit derzeit eine innerstädtische Brachfläche, die mit der 
neuen Planung einer Nutzung zugeführt wird und bei der 
angeregten Umplanung weiter brach liegen würde. Der 
„Brötchenweg“ dagegen kann zurückgebaut und als Bau­
land genutzt werden.
Eine Verlängerung des „Brötchenweges“ bis zum Win­
gertsgrund wäre sehr problematisch. Zum einen wird die 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Hainhausen 
Nr. 17 liegende Grabenparzelle zur Entwässerung des 
anfallenden Oberflächenwassers im neuen Baugebiet be­
nötigt und kann somit nicht ohne größeren Aufwand mit
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einer leistungsfähigen Straße überbaut werden. Das glei­
che gilt für die Verlängerung dieser Grabenparzelle nach 
Norden zwischen der Rilkestraße und der Straße „Am 
Wingertsgrund“.

Es wird auch auf die künftige Situation für das Grundstück 
des Verfassers hingewiesen: Die vorhandene Brüder- 
Grimm-Straße im Norden, die verlängerte Johann- 
Strauß-Straße sowie die im Bebauungsplanentwurf fest­
gesetzte Erschließungsstraße mit öffentlicher Parkfläche 
südlich des Grundstücks. Es wird nicht nur eine erhebli­
che Gefahr für die Gesundheit befürchtet, sondern auch 
eine klare Einschränkung der Lebensqualität. Es wird da­
von ausgegangen, dass der Garten, die Terrasse sowie 
die Baikone nicht mehr im derzeitigen Umfang nutzbar 
sein werden.
Der Anschluss bzw. die Planung der Hauptverbindung 
des neuen Quartiers mit Anschluss über die Brüder- 
Grimm-Straße und die Johann-Strauß-Straße zur 
Südtrasse führt zu vermehrten Emissionsbelastungen für 
die Anwohner entlang dieser Straßenabschnitte. Da dies 
jedoch nur wenige Anwohner des bestehenden Wohnge­
bietes betrifft und der Verkehr sich auf Anwohnerverkehr 
beschränkt, ist diesbezüglich nicht von einer erheblichen 
Betroffenheit auszugehen.
Dass trotz der Neuplanung im Bereich der Brüder-Grimm- 
Straße aufgrund des Lärms keine ungesunden Wohnver­
hältnisse entstehen werden, ist im Lärmgutachten nach­
gewiesen. Dies gilt auch für die Außenbereiche der 
Grundstücke, also die Nutzung der Gärten und Terrassen.

Die Bedenken werden zurückgewie­
sen.
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Wl.-Xi Ommcn isisnncnwci? II 61110 Rnrin.m /

Stadt Rodgau
Fachbereich Stadtplanung und Um w elt 
Herrn D ip l.-In g . Heiko Freckmann  
Hintergasse 15  
631 1 0  RODGAU

Rodgau, 2 4 .0 2 .2 0 1 5

Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 „Wohngebiet Hainhausen West"
hier: Entw urf Stand 0 9 .0 5 .2 0 1 4

Sehr g eehrter H err Freckmann 
sehr geehrte  Dam en und Herren,

(Flurstücknum m er < 4 M .  Unser Grundstück grenzt im 
Norden (O ffenbacher Landstr.) unm ittelbar an das o.g. neu geplante  
Baugebiet.

W ir nehm en Bezug auf die In form ationsveranstaltung der S tad t Rodgau am  
1 6 .0 9 .2 0 1 4  zu dem neuen Baugebiet im BGH Dudenhofen, an welcher w ir 
te ilgenom m en haben. Nachdem  w ir uns nunm ehr m it den Planungen näher 
auseinandergesetzt haben, müssen w ir leider feststellen, dass wir von der 
zurzeit geplanten Bebauungsm öglichkeit (nördliche Grenze des 
vorgesehenen Baufensters) westlich neben dem  Flurstück 604  hinsichtlich 
Lichteinfall und Sonneneinstrahlung aberm als erneu t sehr stark  
einaeschränkt w erden. Sonneneinfall nur von Mai bis SeDtem ber.

W arum  das so ist, möchten w ir an dieser Stelle gerne erläutern . Als w ir Ende 
1978 unseren Antrag a u f Erteilung einer Baugenehm igung für unser 
Wohnhaus eingereicht hatten, mussten wir erfahren, dass der geplante  
übliche Grenzabstand nördlich zu r Offenbacher Landstr. durch das Hessische 
S traßenbauam t, Frankfurt verw orfen und neu festgelegt worden ist. Dies 
betraf alle G rundstückeigentüm er entlang der Offenbacher Landstr.

Die Eigentümer des Wohnhauses im Fasanen weg 11 wei­
sen darauf hin, dass ihr Grundstück durch die geplante 
Bebauung hinsichtlich Lichteinfall und Sonneneinstrah­
lung eingeschränkt wird. Bereits nach Einreichung des 
Baugenehmigungsantrags für ihr Wohnhaus sei der 
Grenzabstand zur Offenbacher Landstraße neu festge­
legt worden (um 2,50 m breiter). Da das östlich anschlie­
ßende Grundstück maximal groß ausgebaut worden sei, 
sei die Wohnqualität seitdem erheblich gemindert.
Daher wird um Prüfung gebeten, ob die nördliche Bau­
grenze des westlich an das Flurstück 604 angrenzenden 
Grundstücks um 2 m in südliche Richtung verschoben 
werden kann.
Der Anregung wird aus den o. g. städtebaulichen Grün­
den (Besonnung etc.) stattgegeben. Allerdings wird die 
Baugrenze nur um 1 m verschoben. Eine höhere Reduk­
tion der bebaubaren Fläche würde die Vermarktbarkeit 
des betroffenen Grundstücks zu sehr einschränken.

Der Anregung wird teilweise gefolgt.
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Seite-2- Schreiben vom 24.02.2015 an die Stadt Rodaau Fachbereich 
Stadtolanuna und Umwelt

Bis zu r geplanten G arage w urde d e r M indestabstand zum  äußeren  
befestigten Fahrbahnrand m it 6 ,9 0  m und zum  geplanten W ohnhaus m it 
8 ,4 0  m z u r Einhaltung vorgegeben. Zu r eigentlichen Grundstücksgrenze  
O ffenbacher Landstr. bedeute te  dieses fü r unser W ohnhaus einen baulichen  
G renzabstand  von 5 ,5 0  m . Die Folge daraus ergab , dass das W ohnhaus 2 ,5 0  
m näher als aeD lant an die südliche G rundstücksarenze zum  Flurstück 6 0 4  
heran gerückt werden m usste. Für das Flurstück 6 0 4  galt a b e r w eiterh in  ein 
nördlicher Grenzabstand von 3 m zu unserem  Grundstück. Dieses 
Nachbarhaus im Fasanenweg 12 , welches als 5 -F a m . W ohnhaus, u n ter vo ller 
A usnutzung a lle r m öglichen M axim alw erte  ers te llt w urde, ist fü r uns seit 
Erstellung eine erhebliche Minderung der W ohnqualitä t.

Um nicht noch ein w e ite re  M inderung der W ohnqualitä t h innehm en zu  
m üssen, bitten w ir h ierm it um w ohlw ollende Prüfung und Änderung  
dahingehend die nördliche G renze des eingangs erw ähnten Baufensters um  
2 m in südliche Richtung zu verschieben.

W ir d enken , dass sich P lanungssünden, w ie sie seinerzeit im B augebiet H7 
begangen w urden , nicht in neuen Planungen w iederholen sollten. D erartige  
Fehlplanungen lassen sich nachträglich le ider nicht m eh r ändern , wie w ir das  
je tz t  seit 3 5  Jahren erleben m üssen.

In  diesem  Sinne w ürden w ir uns über eine positive Entscheidung und 
Änderung freuen und verbleiben

m it freundlichen Grüßen  

als E ig en tü m er d e r  WEG FW  11
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2. Beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange

Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Lfd.
Nr.

ange-
schr. Träger öffentlicher Belange Abteilung Straße PLZ Ort Telefonnr. Fax-Nummer

1 Amt für Bodenmanaqement Heppenheim Odenwaldstraße 6 64646 Heppenheim 06252 127-0
2 Hessen Mobil Dezernat Planunq Südhessen Groß-Gerauer Weg 4 64295 Darmstadt 06151 -3306-3000
3 Arbeitsamt Offenbach Domstraße 72 63067 Offenbach
4 Bischöfliches Ordinariat, Dezernat für Bau- und Kunstwesen Bischofsolatz 2 55116 Mainz 06131 / 253-330 06131 /253-404
5 Bundesanstalt für Immobilienaufaaben z. Hd. Hr. Karl-Friedrich Schmitt Moriauterer Straße 21 67657 Kaiserslautern 0631 / 3722 1 24 0631 l 3722 224
6 Deutsche Bahn Immobilienaesellschaft mbH Niederlassung Frankfurt Camberqer Straße 10 60327 Frankfurt
7 Deutsche Telekom AG. Jahnstraße 54-64 63150 Heusenstamm 06104/7811404 069 / 90 94-22 93
8 DFS Deutsche Fluasicheruna GmbH Am DFS-Campus 10 63225 Langen 06103-7070 06103-707-1396
9 Eisenbahn-Bundesamt. Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken Mannheimer Straße 107-109 60327 Frankfurt 069/238551-123 069/238551-186
10 Enerqieversorqunq Offenbach AG Andrestraße 71 63067 Offenbach 069 /80  60-2170 069/80 60-2109
11 Evanqelische Kirche in Hessen und Nassau Paulusplatz 1 64285 Darmstadt 06151 / 405-415
12 Evangelisches Pfarramt Hainhausen und Weiskirchen Dietrich-Bonhöffer-Str. 2-4 63110 Rodqau
13 Fraport AG Fluqhafen 60547 Frankfurt 069/69-690-0 069/69-690-70081
14 Gemeinde Eppertshausen Franz-Gruber-Piatz 14 64859 Eppertshausen 06071/3009-0
15 Gemeinde Hainburq Hauptstraße 44 63512 Hainburq 06182/7809-0
16 Hessen Forst Dieburqer Str. 53 63225 Lanqen 06103/5009-0
17 Hessisches Immobilienmanaqement Niederlassung Darmstadt Casinostraße 9 64239 Darmstadt 06151-15951-0 -16
18 Industrie- und Handelskammer Offenbach Frankfurter Straße 90 63067 Offenbach 069 / 82 07-243 069/82 07-199
19 Katholisches Pfarramt Hainhausen Eppsteiner Str. 14 63110 Rodgau
20 Kreisausschuß des Kreises Offenbach Fachbereich IV. Fachdienst Bauaufsicht Wemer-Hilpert-Straße 1 63128 Dietzenbach 06074/8180-0
21 Kreishandwerkerschaft Offenbach Markwaldstraße 11 63073 Offenbach
22 Landesamt für Denkmalofleqe Schloß Biebrich 65203 Wiesbaden 0611 / 69 06 0 0611 / 69 06 40
23 Landeswohlfahrtsverband Hessen Der Verwaltunasausschuss Strändeolatz 6 -10 34117 Kassel 0561/1004-2559 -1559
24 Landrat des Kreises Offenbach Wemer-Hilpert-Straße 1 63128 Dietzenbach 06074/8180-0
25 Landrat des Hochtaunuskreises Amt für den ländlichen Raum Ludwiq-Erhard-Anlaoe 1-4 61352 Bad Homburq 06172/999-6133 06172/999-9833
26 Maqistrat der Stadt Obertshausen Postfach 1168 63166 Obertshausen 06104 / 7 03-149 06104/703188
27 Maqistrat der Stadt Babenhausen Marktplatz 2 64832 Babenhausen 06073/602-0
28 Maqistrat der Stadt Dietzenbach Offenbacher Straße 11 63128 Dietzenbach 06074/373-0
29 Maaistrat der Stadt Heusenstamm Im Herrngarten 1 63150 Heusenstamm
30 Maqistrat der Stadt Rödermark Dieburqer Straße 13 63322 Rödermark 06074/911-0
31 Maqistrat der Stadt Seligenstadt Marktplatz 1 63500 Seligenstadt 06182/87-0
32 Mainqau Enerqie GmbH Rinqstraße 4 - 6 63179 Obertshausen 06104/9519-0
33 Reqionalverband FrankfurtRheinMain Poststr. 16 60329 Frankfurt 069 / 25 77-0 069/25 77-1204

34 Regierungspräsidium Darmstadt Dezernat Regionale Siedlungs- und 
Bauleitplanunq, Az.: III 31.2 Luisenplatz 2 64278 Darmstadt 06151 /12-5169 06151 /12-8914

35 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH Alte Bleiche 5 65719 Hofheim 06192/9919-23 06192/9919-20
36 Amorion GmbH (ehern. RWE Net AG) Rheinlanddamm 24 44139 Dortmund 0231 / 438 5746 0231 438 5749
37 Verkehrsqeselischaft mbH Untermain Niederlassung Weiterstadt Feldstraße 9 64331 Weiterstadt 06151/81209-60 06151/81209-66

38 Bundesamt für Infrastruktur. Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr

Kompetenzzentrum Baumanagement 
Wiesbaden Moltkering 9 65189 Wiesbaden 0611 i 799- 3517 uf 0611 ! 799-3599

39 WINGAS Transport GmbH Abteilung GNT Baumbachstraße 1 34119 Kassel 0561 /934-1071 0561 /934 1060
40 Zweckverband Wasserversorgung Stadt und Kreis Offenbach Am Wasserwerk 1 63110 Rodqau 06106-699520 06106/699560
41 Botanische Vereiniqunq für Naturschutz in Hessen e.V. Dr. Weise Schiffenberqer Weg 14 35435 Wettenberq
42 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland Landesverband Hessen e.V. Ostbahnhofstr. 13 60314 Frankfurt 069 / 677376 0 069 / 677376 20

43 Deutsche Gebirgs- und Wandervereine Landesverband Hessen e.V., Verteilerstelle Götz Erbismühler Weg 25 61276 Weilrod

44 Hess. Gesellschaft für Ornitholoqie und Naturschutz e.V. Kapitän-Strasser-Str. 32 63263 Neu-Isenburg
45 landesiaqdverband Hessen e.V. Am Römerkastell 9 61231 Bad Nauheim
46 Naturschutzbund Deutschland Landesverband Hessen e.V. Friedensstraße 26 35578 Wetzlar
47 Schutzqemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Hessen e.V. Rathausstr. 56 65203 Wiesbaden-Biebrich 0611/300909 0611/302210
48 Verband Hessischer Fischer e. V. Rheinstr. 36 65185 Wiesbaden

ANLAGE 1
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Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“
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3. Liste der Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne Antwort

3.1. Arbeitsamt Offenbach

3.2. Bischöfliches Ordinariat

3.3. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

3.4. Deutsche Telekom AG

3.5. Eisenbahn-Bundesamt

3.6. Evangelische Kirche in Hessen und Nassau

3.7. Evangelisches Pfarramt Hainhausen und Weiskirchen

3.8. Hessisches Immobilienmanagement

3.9. Industrie- und Handelskammer Offenbach

3.10. Katholisches Pfarramt Hainhausen

3.11. Landesamt für Denkmalpflege

3.12. Landeswohlfahrtsverband Hessen

3.13. Landrat des Kreises Offenbach

3.14. Magistrat der Stadt Dietzenbach

3.15. Magistrat der Stadt Heusenstamm

3.16. Magistrat der Stadt Rödermark

3.17. Magistrat der Stadt Seligenstadt

3.18. Maingau Energie GmbH

3.19. Verkehrsgesellschaft mbH Untermain

3.20. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

3.21. Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e. V.

3.22. BUND, Landesverband Hessen e. V.
Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 11/41
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3.23. Deutsche Gebirgs- und Wandervereine, Landesverband Hessen e. V.

3.24. Landesjagdverband Hessen e. V.

3.25. Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Hessen e. V.

3.26. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Hessen e. V.

3.27. Verband hessischer Fischer e. V.

4. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne Anregungen 

4.1. GASCADE Gastransport GmbH, E-Mail vom 02.09.2014

4.2. Stadt Babenhausen, Schreiben vom 02.09.2014

4.3. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, E-Mail vom 03.09.2014

4.4. Amprion GmbH, E-Mail vom 04.09.2014

4.5. Gemeinde Eppertshausen, Schreiben vom 09.09.2014

4.6. Amt für Bodenmanagement Heppenheim, Schreiben vom 10.09.2014

4.7. Hessen Mobil, Schreiben vom 11.09.2014

4.8. Fraport AG, Schreiben vom 11.09.2014

4.9. DFS Deutsche Flugsicherung, Schreiben vom 16.09.2014

4.10. Hessen-Forst, Forstamt Langen, E-Mail vom 16.09.2014

4.11. Regionalverband FrankfurtRheinMain, Schreiben vom 17.09.2014

4.12. Stadt Obertshausen, Schreiben vom 23.09.2014

4.13. Zweckverband Wasserversorgung Stadt und Kreis Offenbach, Schreiben vom 29.09.2014

4.14. Gemeinde Hainburg, Schreiben vom 30.09.2014
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5. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange m it Anregungen

5.1. EVO AG, Schreiben vom 23.09.2014 S. 14

5.2. Hochtaunuskreis, FB Ländlicher Raum, Schreiben vom 24.09.2014 S. 15

5.3. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Schreiben vom 25.09.2014 S. 19

5.4. HGON, E-Mail vom 26.09.2014 S. 22

5.5. Kreis Offenbach, Schreiben vom 26.09.2014 S. 23

5.6. Regierungspräsidium Darmstadt, Schreiben vom 26.09.2014 S. 32

5.7. Kreishandwerkerschaft Offenbach, Schreiben vom 01.09.2014 S. 41
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Nr.

ITT
Stellungnahme

Erledigt: , .
Planungsburo 

Dipl.-Ing. Rail Werneke

Wir sind für Sie nah.

Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

® E V G
Planungsbüro 
Dipl.-Ing. Ralf Werneke 
Friedrichstraße 35 
63450 Hanau

Abteilung /  Unser Zeichen Ansprechpartncr/E-Mail-Adrcssc
13.221 JerzySlomka
Planung Anlagen/Netze jerzy,slomka(®evo-3g.de

Durchwahl 069/8060-
Tel. 2179 
Fax 2129

23.09.2014

Bebauungsplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 „Wohngebiet Hainhausen
West"
hier: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 2 BauGB 
Ihr Schreiben vom 27.08.2014, Ihr Zeichen: Frau May

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 27. August 2014 möchten wir Ihnen mitteilen, dass seitens der 
EVO AG keine Bedenken gegen oder Anregungen für den o. g. Bebauungsplan bestehen.

Wir möchten Sie noch darauf Hinweisen, dass im Bereich des Baugebietes 1-kV- und 20-kV- Kabel 
unserer Gesellschaft vorhanden sind.

Für die Stromversorgung des geplanten Wohngebietes wird seitens der EVO AG eventuell die 
Errichtung einer bis zwei Transformatorenstationen erforderlich. Die möglichen Stationsstandorte 
wurden von uns in dem Bebauungsplan markiert.

Die Anforderungen in unserem beigefügtem Merkblatt „Arbeiten im Bereich von 
Versorgungsanlagen, -kabeln und -leitungen der Energieversorgung Offenbach AG (EVO)" sind 
einzuhalten.

Haben Sie noch Fragen? Dann rufen Sie uns bitte an — wir beantworten sie Ihnen gern!

M it freundlichen Grüßen 

Energieversorgung Offenbach AG

ppa. Dr. Tobias Brandt i. A. Jerzy Slomka
Leiter Asset Ownership Planung Anlagen/Netze

Anlage

Seitens der EVO AG bestehen keine Bedenken gegen 
den Bebauungsplan. Es werden keine Anregungen gege­
ben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich des Bauge- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge- 
bietes Kabel der EVO vorhanden sind. nommen.
Im Rahmen der Erschiießungsplanung wird die EVO be­
züglich der vorhandenen und der künftigen Stromversor­
gung des Plangebietes beteiligt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Stromversor­
gung evtl, die Errichtung von 1-2 Trafostationen erforder­
lich wird.
Es wird eine Fläche für Versorgungsanlagen (Zweckbe­
stimmung: Trafostation) festgesetzt. Damit weitere Tra­
fostationen an anderer Stelle zulässig sind, falls dies not­
wendig sein sollte, wird zudem festgesetzt, dass die der 
Versorgung dienenden Anlagen im gesamten Gebiet aus­
nahmsweise zulässig sind.

Die textlichen Festsetzungen wer­
den wie folgt ergänzt:
Die der Versorgung der Baugebiete 
mit Elektrizität, Gas, Wärme und 
Wasser sowie zur Ableitung von Ab­
wasser dienenden Anlagen sind im 
gesamten Plangebiet innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Flä­
chen ausnahmsweise zulässig.
Ein von der EVO vorgeschlagener 
Standort wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
12 als Fläche für Versorgungsan­
lage, hier: Elektrizität, festgesetzt.

Die Anforderungen des beigefügten Merkblatts sind ein- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge- 
zuhalten. nommen.
Die Anforderungen im Merkblatt „Arbeiten im Bereich von 
Versorgungsanlagen, -kabeln und -leitungen der Ener­
gieversorgung Offenbach AG (EVO)“ sind nicht Bestand­
teil der in § 9 BauGB abschließend aufgeführten Festset­
zungsmöglichkeiten in einem Bebauungsplan. Diese An­
forderungen sind im Rahmen der späteren Erschließung 
des Plangebietes zu beachten.

Aufgesteiit, 28.05.2015 -  Pianungsgemeinschaft Heim/Wemeke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 14/41
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ANLAGE 1

Nr.

~ 5 2 .

Stellungnahme

HOCHTAUNUSKREIS -  DER KREISAUSSCHUSS
FACHBEREICH LÄNDLICHER RAUM E i n g e g a n g e n  

26. SEP. 2QW
Erledigt

Planungsbüro 
Dipl.-Ing. Rait Werneke

Pianungsbüro 
Dipl.-lng. Ralf Werneke 
Friedrichstraße 35 
63450 Hanau

HOCHTAUNUSKREIS

Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

H err Renth

Haus 5. Etage 4. Zimmer 415

Tel.: 05172 999-6133 
Fax: 06172 999-9833

Manfred.Renth@hochtaunuskreis.de 

Az.: 60.10-ALR/TÖB/re

24 September 2014

Bebauungsplanung der Stadt Rodgau
Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ 
hier: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

gern. § 4 Abs. 1 BauGB

Ihr Schreiben vom 27.08.2014; Az.; ohne

Sehr geehrte Damen und Herren,

vom Amt für den ländlichen Raum Bad Homburg werden die öffentlichen Belange der Landwirt­
schaft / Feldflur im Kreis Offenbach vertreten. Die beinhaltet auch die Aufgaben der Landespflege. 
Aus dieser Sicht werden folgende Anregungen und Bedenken vorgebracht;

Der ca. 11.9 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplan-Entwurfs Nr. 17 Wohngebiet Hainhau­
sen West hat zum Ziel, ein Allgemeines Wohngebiet gern. § 4 BauNVO mit ca. 270 bis 350 
Wohneinheiten sowie Verkehrsfiächen und Grünflächen im westlichen Bereich des Stadtteils Hain­
hausen der Stadt Rodgau planerisch vorzubereiten.

Gemäß Aktenlage war ich zuietzt in 2007 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung (Scoping) gern. 
§ 4 (1) BauGB mit dem Bebauungsplanverfahren befasst. Auf meine Stellungnahme vom 
12.11.2007 wird verwiesen. Weiterhin ist auf die 16. Änderung des Flächennutzungsplanes für die 
Stadt Rodgau, hier Gebiet B 1, aus 2006 zu verweisen.

1. Planungsrechtliche Hinweise. Anregungen und Bedenken

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauieitpianung, dem Regionalen Flächennutzungsplan (Reg- 
FNP2010, ist der Bereich als

Wohnbaufläche, geplant, 
sowie westlich zur Rodgau-Ringstraße, als

1. Planunasrecht
Es wird angeregt, die Begründung bzgl. der Darstellungen 
im Regionaipian/Regionaien Flächennutzungsplan 2010 
zu ergänzen.

Die Begründung zum Bebauungs­
plan wird entsprechend der Darstel­
lung im Regionalplan/Regionaler

Aufgestellt, 28.05.2015- Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 15/41
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Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
- Grünfläche,
- Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und
- Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz 
dargestellt.

Weiterhin ist auf eine
- Überörtliche Fahrradroute. Bestand zu verweisen.

Ich rege hierzu an, die Begründung unter Ziffer 1.4 Übergeordnete Planungen sowie im Umweltbe­
richt unter Ziferr 6.1.3.1 Regionalplan ! Regionaler Flächennutzungsplan 2010 entsprechend um 
die dort nicht genannten Darstellungen des RegFNP 2010 (Klima. Grundwasser, Fahrradroute) zu 
ergänzen.

2. Landwirtschaftliche Hinweise, Anregungen und Bedenken

2.1. Wie in der Begründung und im Umweltbericht dargelegt, unterliegt der Geltungsbereich im Bestand 
nahezu vollständig einer landwirtschaftlichen Nutzung. Es handelt sich dabei primär um Ackerflä­
chen und im Süden/SDdosten um Grünlandflächen. Weiterhin ist auf eine Streuobstwiesenfläche 
und das bestehende Wirtschaftswegenetz zu verweisen, Bei der Streuobstwiese handelt es sich 
um eine bestehende Kompensationsmaßnahme,

Nach mir vorliegenden Informationen wirtschaften in dem Geltungsbereich derzeit 4 Landwirte. 
Einzelbetriebliche Auswirkungen durch Verlust von Pachtflächen sind nicht auszuschließen, so 
dass zur Abmilderung der möglichen Auswirkungen über Angebote an Ersatzflächen für die be­
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe nachzudenken ist.

2.2. Gemäß der vorliegenden landwirtschaftlichen Fachplanungen, ist der Bereich in der Standortkarte 
von Hessen für die landbauliche Nutzung, bei der Nutzung für Acker, mit A 1 gut und A 2 mittel 
bewertet. Insbesondere nach Norden handelt es sich dabei um gute Ackerstandorte, Der aktuelle 
Landwirtschaftliche Fachplan Südhessen 2010 (LFS 2010), stellt den Bereich, auch aufgrund sei­
ner Beregnungsfähigkeit, in der Karte der Gesamtbewertung der Feldflurfunktionen mit der Stufe 1 
a (höchste Bedeutung) dar. Die Karte F 1 Ernährungs- und Versorgungsfunktion des LFS 210 be­
wertet den Geltungsbereich mit der Stufe 1 (höchste Bedeutung). Die hohe Wertigkeit der Flächen 
für die Landwirtschaft dokumentiert sich auch daran, als dass die umliegenden westlichen und 
nördlichen Feldflurbereiche im RegFNP als Vorranggebiet für Landwirtschaft dargestellt sind.

Weiterhin leistet die derzeit noch vorhandene landwirtschaftliche Fläche einen erhebiichen Beitrag 
zur Grundwasserneubildung und -ergiebigkeit. Der betreffende Bereich ist hierbei in der entspre­
chenden Karte des LFS, der Karte F 5.4.5. was die Einstufung landwirtschaftlicher Flächen bezüg­
lich der Grundwasserergiebigkeit angeht, mit der Stufe 1 große/sehr große Grundwasserergiebig­
keit ausgewiesen. Die geplante dichte und kompakte Bebauung wird die Grundwasserneubil­
dungsrate in dem Planbereich erheblich verringern. Die Feldflurfunktionen der Landwirtschaft, wie 
u. a. Ernährungs- und Versorgungsfunktion, Einkommensfunktion, Schutzfunktion (Bodenschutz, 
Grundwasser) entfallen bei Umsetzung der Planung,

Durch bauleitplanerische Vorbereitung eines Allgemeinen Wohngebietes, wird der Landwirtschaft 
somit wertvolle Fläche mit hohem Ertragspotential zur landwirtschaftlichen Urproduktion entzogen. 
Eine landwirtschaftliche Nutzung wird nicht mehr möglich sein und es entstehen - aus landwirt­
schaftlicher Sicht - u. a. erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden, Flora und Fauna 
sowie Grundwasser.

2  3  Weiterhin ist zur Bestandssituation auszuführen, dass gern, Ziffer 6.2.3.3 Wasser im Planbereich 2 
Entwässerungsgräben vorhanden sind, die der Entwässerung der angrenzenden landwirtschaftli­
chen Flächen dienen. Darüber hinaus nehmen die Gräben Wasser von den westlich der Rodgau- 
Ringstraße gelegenen Äckern auf. Es ist hierzu zu fordern, dass die Äcker westlich der Rodgau-

Es handelt sich dabei um eine redaktionelle Änderung/Er- 
gänzung.

2. Landwirtschaftliche Hinweise. Anregungen und Beden­
ken
2.1. Es wird angeregt, den betroffenen landwirtschaftli­
chen Betrieben Ersatzflächen anzubieten.
Den betroffenen Landwirten wurde und wird u. a. im Rah­
men der Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stel­
lungnahme gegeben. Da von Seiten der betroffenen 
Landwirte diesbezüglich keine Hinweise vorgebracht wur­
den, ist davon auszugehen, dass der Verlust der im Gel­
tungsbereich liegenden landwirtschaftlichen Flächen 
keine negativen Folgen für die Landwirtschaft haben wird. 
Eine Bereitstellung von Ersatzflächen für Betriebe ist zu­
dem nicht Gegenstand der in § 9 BauGB abschließend 
aufgeführten Festsetzungsmöglichkeiten eines Bebau­
ungsplanes.

2.2. Es wird auf die hohe Wertigkeit der landwirtschaftli­
chen Flächen hingewiesen und den Verlust dieser bei 
Umsetzung der Planung. Es entstünden aus landwirt­
schaftlicher Sicht erhebliche Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Boden, Flora und Fauna sowie Grundwas­
ser.
Der Umweltbericht beschreibt die Auswirkungen der Pla­
nung auf die verschiedenen Bereiche.
Sämtliche im Regionalplan/Regionaler Flächennutzungs­
plan 2010 als Wohnbaufläche, geplant dargestellten Flä­
chen in der Gemarkung Rodgau liegen zumindest auf ei­
nem überwiegenden Teil auf hochwertigen landwirtschaft­
lichen Böden. In der Abwägung zwischen den Belangen 
der Landwirtschaft und der Schaffung von Wohnraum 
wurde dem Belang Erweiterung des Wohnraumangebo- 
tes eine höhere Bedeutung zuerkannt. In der Gemarkung

Flächennutzungsplan 2010 konkre­
tisiert.

Der Anregung wird nicht entspro­
chen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.
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ANLAGE 1

Nr. Stellungnahme
Ringstraße weiterhin ordnungsgemäß über Gräben und Drainagen entwässert werden. Soweit hier 
die Entwässerungssysteme unterbrochen oder beschädigt werden, sind diese wiederherzustellen.

Meiner Behörde liegen keine Unterlagen zu Gräben bzw. Drainagen vor, so dass ich darum bitte, 
dies von Seiten der Stadt Rodgau gemeinsam mit der örtlichen Landwirtschaft abzuklären. An­
sprechpartner auf der örtlichen Ebene ist zunächst Herr Ortslandwirt Robert Keller.

Nach Mitteilung von Herrn Ortslandwirt Keller, ist der im Zuge der Flurbereinigung ca. 1962 ent­
standene Entwässerungsgraben, im Zuge des Baus der Rocgau-Ringstraße im Straßenbereich 
verrohrt und wieder an das bestehende Grabensystem in dem geplanten Baugebiet angeschlos­
sen worden. Damit der Wasserdurchfluss unter der Straße hindurch gewährleistet wird, wäre hier 
eine Pumpe vorhanden. Unterlagen bzw. Informationen zur Flurbereinigung sind ggf. auch beim 
zwischenzeitlich für den Landkreis Offenbach zuständigen Amt für Bodenmanagment in Heppen­
heim abrufbar.

2.4. Zum Schutzgut Boden ist anzumerken, dass Bodenschutzbelange in der Begründung und dem
Umweltbericht im Hinblick auf die bodenschutzrechtlichen Regelungen des BBodenSchG, der 
BBodSchutzV sowie des HAItBodSchG in ihrer verbal-argumentativen Beschreibung nicht ausrei­
chend abgearbeitet sind, um im Rahmen der Abwägung und Umweltprüfung nach BauGB zu einer 
qualifizierten Bewertung und Abwägung zu kommen. Die Aussagen zum Schutzgut Boden in der 
Begründung entsprechen nicht den aktuellen fachlichen und methodischen Anforderungen und 
Standards des Bodenschutzes in der Bauleitplanung.
So führt die geplante Bebauung von ca. 55% des Plangebietes zu einem eheblichen Bodenabtrag, 
Bodenversiegelung Auftrag/Überdeckung etc.

Der im Umweltbericht unter Ziffer S 2.3.2 Boden vorgetragene Verweis auf die Anlage 7.2, hier die 
Gutachterliche Stellungnahme zur Versickerungsfähigkeit der Böden im Geltungsbereich des Be­
bauungsplanes Hainhausen hin 17 „ Wohngebiet Hüinhousen West" in Zusammenhang mit der 
Bestandsbeschreibung, sowie bei den Wirkfaktoren unter Ziffer S.2.4.2 Boden, genügt den Anfor­
derungen nicht Gleiches gilt für die unter Ziffer 6.2.5.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringe­
rung zum Soden vorgetragenen Maßnahmen.

Um den aktuellen fachlichen und methodischen Anforderungen und Standard des Bodenschutzes 
im kommunalen Planungsprozess zu genügen, wird daher dringend angeraten, die Bodenschutz­
belange auf Grundlage der Arbeitshilfe Bodenschutz in der Bauleitplanung des Hessischen Minis­
teriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz aus 2011 abzuarbeiten.

3. Landschaftspflegerische Hinweise, Anregungen und Bedenken.

Im Rahmen der frühzeitigen Behbrdenbeteiligung gern. § 4 (1) BauGB, hatte ich bereits mit Stel­
lungnahme vom 12.11.2007 gefordert, dass der erforderliche Ausgleich nur innerhalb des Gel­
tungsbereichs ausgeglichen wird.

Die aktuell vorgelegte Planung sieht im Rahmen der Eingrlffs-/Ausgleichsplanung einen Be­
standswert von 2.125.725 Biotopwertpunkten vor, dem bei Realisierung der Planung ein Bio­
topwert von ca. 1.096.855 Biotopwertpunkten gegenüber steht. Es verbleibt somit ein rechneri­
sches Defizit von 1.028,869 Wertpunkten! Dieses soll im weiteren Planverfahren, entweder über 
einen zweiten Geltungsbereich außerhalb des Plangebietes oder über das Ökokonto der Stadt 
Rodgau, ausgeglichen werden.

Nach öffentlichen Belangen der Landwirtschaft, ist dabei als oberster Grundsatz, ein weiterer Flä­
chenentzug für die Landwirtschaft zum Zwecke des Ausgleichs zu vermeiden. Im Rahmen der wei­
teren Plankonkretisierung werden hier beispielhaft folgende Maßnahmen zum Zwecke des Aus­
gleichs vorgeschlagen:

Prüfung der Anregung/Hinweise
von Rodgau verbleiben außerhalb der als Wohnbauflä­
che, geplant dargestellten Flächen ausreichend landwirt­
schaftliche Flächen.

2.3. Es wird gefordert, dass die Äcker westlich der Rod­
gau-Ringstraße weiterhin ordnungsgemäß über Gräben 
und Drainagen entwässert werden, da diese zurzeit in die 
vorhandenen Gräben im Gebiet entwässern.
In der Entwässerungsplanung für das Bebauungsplange­
biet wurde die vorhandene Entwässerung der westlich 
des Plangebietes liegenden landwirtschaftlichen Flächen 
einbezogen. Die Aufnahme des o. g. Oberflächenwassers 
wird gewährleistet. Die Übernahme ins Kanalsystem er­
folgt innerhalb des westlichen Grünzugs.

2.4. Es wird angeregt, die Bodenschutzbelange in der Be­
gründung und dem Umweltbericht detaillierter abzuarbei­
ten.
Der Umweltbericht wird im Hinblick auf die Bodenschutz­
belange u.a. in den Kapiteln 6.2.3.2 (Bestandsauf­
nahme), 6.2.4.2 (Prognose über die Entwicklung bei 
(Nicht-)Durchführung der Planung), 6.2.5.1 (Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich) über- 
arbeitet/ergänzt. Als Grundlage dafür dient die Arbeits­
hilfe „Bodenschutz in der Bauleitplanung in Hessen“.

3. Landschaftspflegerische Hinweise. Anregungen und 
Bedenken

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gern. 
§ 4 (1) BauGB wurde bereits mit Stellungnahme vom 
12.11.2007 gefordert, dass der erforderliche Ausgleich 
nur innerhalb des Geltungsbereiches ausgeglichen wird.

Zur aktuell vorlegenden Planung werden folgende Maß­
nahmen zum Zwecke des Ausgleichs vorgeschlagen:

• Maßnahmen in FFH-Gebieten
• Naturschutzrechtliche Maßnahmen im Wald
• Erwerb von Ökopunkten über die Ökoagentur 

für Hessen der HLG.

Vorschlag zur Abwägung

Eine Beschlussfassung ist nicht er­
forderlich.

Der Anregung wird durch Überarbei­
tung des Umweltberichts bezüglich 
der Bodenschutzbelange gefolgt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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Nr. Stellungnahme

1. Maßnahmen in FFH-Gebieten auf Grundlage der gültigen Bewirtschaftungspläne, Hier für 
die FFH-Gebiete

- Nieder-Rodener Lache,
- Düne von Dudenhofen,
- Reikersberg bei Nieder-Roden,
- Vogelschutzgebiet-Sandkiefernwälder der östlichen Untermainebene.

2. Naturschutzrechtliche Ausgieichsmaßnahmen im Wald, hier auf Grundlage der
- Naturschutzleftlinie für den Hessischen Staatswald aus 2010 (Kernflächenkonzept) oder

3. über die Ökoagentur für Hessen der HLG gern. § 5 der KV,

Ich verweise in dem Zusammenhang ausdrücklich darauf, dass die Umsetzung der Bewirtschaf­
tungspläne der FFH-Gebiete vordringlich über entsprechende Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt 
werden soll. Dies entspricht einer Vorgabe der Hessischen Landesregierung, demnach erforderli­
che Kompensationsmaßnahmen vorwiegend in Natura 2000-Gebiete gelenkt werden sollen. Damit 
wird andererseits von Seiten des Landes Hessen das Ziel verfolgt, landwirtschaftliche Flächen bei 
der Planung von Kompensationsmaßnahmen zu schonen und landwirtschaftliche Betriebe dadurch 
zu entlasten.

Zur Umsetzung möglicher naturschutzfachlicher Ausgleichsmaßnahmen im Wald, verweise ich auf 
die Nachbarkommunen Dietzenbach und Dreieich, die im Zuge Ihrer Bauleitplanung schon gute 
Erfahrungen mit der naturschutzrechtlichen Kompensation im Wald gemacht haben.

Zur Kompensation der mit der Planung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft wird weiter­
hin empfohlen, das gemäß § 11 HAGBNatSchG in Verbindung mit § 5 der Kompensationsverord­
nung (KV) vom Hessischen Umweltministerium anerkannte Ökokonto bei der Hessischen Landge­
sellschaft (HLG), Fachabteilung Ökoagentur, zu nutzen.

Die bei der HLG ansässige Ökoagentur ist die einzige Stelle in Hessen, die Freistellungser­
klärungen von Kompensationsverpflichtungen im Sinne des HENatG und der KV erteilen kann.

Ich bitte insoweit um ernsthafte Prüfung meiner Vorschläge zur Kompensation.

Freundliche Grüße

Prüfung der An reg ung/H inweise
Die Forderung eines vollständigen Ausgleichs nur inner­
halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans aus der 
Stellungnahme von 2007 besitzt keinen rechtlichen Hin­
tergrund.
Durch den etwa 25 m breiten, im Regionalplan/Regiona- 
len Flächennutzungsplan 2010 entsprechend dargestell­
ten Grünstreifen entlang der Rodgau-Ringstraße, Fest­
setzungen zur Begrünung von Garagendächern, der Be­
pflanzung der Baugrundstücke sowie Pflanzung von Bäu­
men in den öffentlichen Verkehrsflächen erfolgt bereits 
ein für Wohnbauflächen vergleichsweiser hoher Aus­
gleich innerhalb des Geltungsbereiches.
Das verbleibende Kompensationsdefizit wird über den Er­
werb von Ökopunkten bei der Ökoagentur Hessen ausge­
glichen werden.

( Renth

ANLAGE 1

Vorschlag zur Abwägung
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Nr.

5.3

Stellungnahme
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Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 „W ohngebiet Hainhausen W est
ihr Sehr, vom 27.08.2014

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, als von der DB 
Netz AG bevollmächtigtes Unternehmen, hiermit folgende Gesamtstellungnahme als Träger 
öffentlicher Belange zum o. g. Verfahren:

Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden Be- 
dingungen und Hinweise aus Sicht der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzernunternehmen 

keine Bedenken.

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch 
im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahrzeuge 
derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahnge­
lände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird. 
Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und 
ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechts­
nachfolger.

Durcffdie^estsetzungen dürfen die behindertengerechten Verbindungen zu den Bahnsteigen 
nicht beeinträchtigt werden.

IXirch *den"Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Immissionen und 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen Abgase. Funkenflug, 
Bremsstaub, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.).

Prüfung der An reg u ng/H i nweise

Einfriedung
Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und auch im Interesse der Si­
cherheit der auf seinem eigenen Grundstück verkehren­
den Personen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass 
ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren 
von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den 
Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die 
Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfol­
gern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die 
anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherren bzw. 
seiner Rechtsnachfolger.
Das Plangebiet grenzt nicht direkt an Bahnanlagen. Zwi­
schen dem Plangebiet und den Bahnanlagen (Bahnsteig) 
befindet sich ein Fuß- und Radweg. Der Bahnsteig ent­
lang des Fuß- und Radweges befindet sich etwa 2 m 
oberhalb des Niveaus des künftigen Baugebietes. Der 
Bahnsteig ist durch Rampen und/oder Treppenanlagen 
erreichbar, die sich auf dem Gelände der Deutschen Bahn 
AG befinden. Eine Gefährdung durch unkontrolliertes Be­
treten der Bahnanlagen ist an dieser Stelle praktisch aus­
geschlossen.

Zuweauna
Durch die Festsetzungen dürfen die behindertengerech­
ten Verbindungen zu den Bahnsteigen nicht beeinträch­
tigt werden.
Der Hinweis wurde geprüft. Das Plangebiet grenzt nicht 
direkt an Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG. Eine Be­
einträchtigung von Zuwegungen ist ausgeschlossen.

Immissionen
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahn­
anlagen entstehen Immissionen und Emissionen (insbe-

Vorschlag zur Abwägung

Eine Ergänzung der Festsetzungen 
hinsichtlich der Einfriedung des 
Plangebietes nach Osten erfolgt 
nicht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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Nr. Stellungnahme

Bei Wohnbauplanungen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf die Verpflich­
tung des kommunalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z.B. Errichtung Schallschutzwän­
de) und passive (z.B. Riegelbebauung) Lärmschulzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen.

Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen
Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Park­
platzbeleuchtung. Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergän­
gen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausge­
schlossen sind und Verfälschungen, Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern 
nicht Vorkommen.

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet 
werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung 
in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.

Funknetzbeeinflussung
Da Baumaßnahmen in der Nähe von Bahnanlagen den GSM-R-Funk der DB Netz AG beein­
flussen könnten, ist die Funknetzplanung der DB Netz AG zu beteiligen. Wenden Sie sich bitte 
direkt an die folgende Adresse:

DB Netz AG 
I.NVT21D 
Herr Rätz
Mainzer Landstr. 201 -  203 
60326 Frankfurt

Für die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen in der Nähe von Bahnanlagen ist die 
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen.

Mit freundlichen Grüßen

Deutsche Bahn AG

i. V. i. A. W /?

Prüfung der Anregung/Hinweise
sondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Ab­
gase, Funkenflug, Bremsstaub, elektrische Beeinflussun­
gen durch magnetische Felder etc.). Bei Wohnbauplanun­
gen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird 
auf die Verpflichtung des kommunalen Planungsträgers 
hingewiesen, aktive (z. B. Errichtung Schallschutzwände) 
und passive (z. B. Riegelbebauung) Lärmschutzmaßnah­
men zu prüfen und festzusetzen.
Vom Planungsträger wurde ein schalltechnisches Gut­
achten in Auftrag gegeben, welches ein Lärmschutzkon- 
zept aufzeigt. Dies wurde in die Festsetzungen des B- 
Plans aufgenommen.

Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 
Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 
(z. B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, 
Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe von Gleisen o- 
der von Bahnübergängen hat der Bauherr sicherzustel­
len, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausge­
schlossen sind und Verfälschungen, Oberdeckungen und 
Vortäuschungen von Signalbildern nicht verkommen.
Die konkrete Planung von Beleuchtungsanlagen u. ä. ist 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Ein Hinweis für die 
Erschließungsplanung wird in die Planunterlagen aufge­
nommen.

Abwässer
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht 
auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Sie sind ord­
nungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. 
Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt 
werden.
Das Wasserhaushaltsgesetz und das Hessische Wasser­
gesetz regeln die Versickerung des anfallenden Oberflä­
chenwassers. Die geltenden Gesetze wurden im Rahmen 
der Erschließungsplanung berücksichtigt. Die Entwässe­
rung erfolgt ordnungsgemäß in die Kanalisation bzw. Ver­
sickerungsmulden, wie der Begründung/Entwässerungs- 
planung zu entnehmen ist.

Vorschlag zur Abwägung

Die Hinweise zum Bebauungsplan 
werden um diesen Punkt ergänzt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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Nr. Stellungnahme Prüfung der An reg u ng/H i nweise Vorschlag zur Abwägung
Funknetzbeeinflussuna
Da Baumaßnahmen in der Nähe von Bahnanlagen den 
GSM-R-Funk der DB Netz AG beeinflussen könnten, ist 
die Funknetzplanung der DB Netz AG zu beteiligen.
Nach Rücksprache mit der DB Immobilien - Region Mitte 
ist der Hinweis im Rahmen der späteren Bebauung zu be­
achten und hat keine Auswirkungen auf das Bauleitplan­
verfahren.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Für die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen in 
der Nähe von Bahnanlagen ist die Deutsche Bahn AG, DB 
Immobilien im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren 
zu beteiligen.
Festsetzungen bezüglich der Beteiligung im Rahmen spä­
terer Baugenehmigungsverfahren sind nicht Bestandteil 
der in § 9 BauGB abschließend geregelten Festsetzungen 
eines Bebauungsplans.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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Nr.

5Ä
Stellungnahme
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Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

Hessische 
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Ornithologie und 
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26.06.2014
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Biiuleitplnnung der Stadt Kudgnu
Behauungsphm Hjiiahau>ra Nr. 17 „Wulingebiet Hniuiinu'wn W o !"
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Sehr gcchric Damen und Herren.

w ir bedanken uns für die Zusendung der Plnminterlngen.
In Anbetracht der Darstellung im Regionalen llääieunutzungspjan 
bestehen kerne grundsätzlichem Bedenken

Es iss fesl/uhalien. dass mu dem B-Plnn Nr 17. wie tm B-Pian Dudenhofen Nr.27. 
erneut große OfienJnndbereichc ut der <km.irkung übcrhnm werden.
Lnd auch für den H-Mlnn Kr 17 verbleibt ein erhebliches ShoTöjnvcrTdefizir,
W i r  ibidem nachdrücklich, dieses Defizit m it geeigneten Maßnahmen irn 
Gcmirkuuasbcrcich der Suuli Röderns h i w .  tm Landkreis Ollcnbach 
ituszudctchcn! Ein mdglichcnvci.se erneut in Burachi gezogener h n a iu id ia  
Ausgleich durch Entnahme eines \V'nldberciches am der Nutzung in 41) Kilometer 
iuitlvm uiig. v;ie beim B-Plan N:.27 Kschiossai. kann mehl akzeptiert o vuluu. 
W ir verweisen aul’die Anordnung des Hessischen Umudimmisiemims an 
1 lesseiiE'nrsl.. dn>s solche Vorhaben nicht als Auscleichsmaßen anzuerkennen sind.
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Zudem ist zu bemängeln;
- Die vollständige Beseitigung der als Ausgleklismaßiialime! angelegten 
Sixeuobstwiese
- Maßnahmen zum Schutz, zur Fliege und zur Entwicklung von Boden. Natur und 

Landschaft tm Ptaneebiet beschränken sich lediglich auf die Aussage, dass
Rodung5*-. fa ll-  und Raumungsntbeitem nur vom h l . Ift. b \ >  29.02. auvzuführen sind.
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Mn freundlichen Grüßen
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Grundsätzliche Bedenken
In Anbetracht der Darstellung im Regionalen Flächennut­
zungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Ausgleich
Es wird nachdrücklich gefordert, das Biotopwertdefizit im 
Gemarkungsbereich der Stadt Rodgau bzw. im Landkreis 
Offenbach auszugleichen. Ein finanzieller Ausgleich 
durch Entnahme eines Waldbereiches sei nicht akzepta­
bel.
Die Forderung besitzt keine rechtliche Grundlage.
Das verbleibende Kompensationsdefizit wird über den Er­
werb von Ökopunkten bei der Ökoagentur Hessen ausge­
glichen werden.

Die Forderung wird nicht erfüllt.

Streuobstwiese
Die vollständige Beseitigung der Streuobstwiese wird be­
mängelt.
Die Streuobstwiese wird vollständig ausgeglichen und an 
anderer Stelle neu angelegt.

Eine Planänderung hinsichtlich des 
Erhalts der Streuobstwiese erfolgt 
nicht.

Naturschutzmaßnahmen
Es wird bemängelt, dass lediglich eine Maßnahme zum Eine Ergänzung der Festsetzungen 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur in diesem Punkt erfolgt nicht. 
und Landschaft im Plangebiet festgesetzt ist.
Die erwähnte Maßnahme bezieht sich auf das Ergebnis 
der artenschutzrechtlichen Prüfung, laut dem nur die Ro- 
dungs-, Fäll- und Räumungsarbeiten zeitlich zu beschrän­
ken sind, damit für die geschützten und untersuchten Ar­
ten kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 
BNatSchG eintritt (Vermeidungsmaßnahme).
Zum Naturschutz sind aber weitere Ausgleichs-/Minde- 
rungsmaßnahmen im Plangebiet festgesetzt, z. B. die An­
pflanzung von Bäumen/Sträuchern oder Regenwasser­
versickerung (vgl. Umweltbericht).

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 22/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
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Bauleitplanung
Durchführung des Baugesetzbuches (BauGB)
Stadt
Bebauungsplan Nr.
Steüungnahme im Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren

zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr 17 in der Fassung vom 09.05 2014 werden im 
Betciiigungsverfanren nach § d (1) BauGB, nachstehende Anregungen und Hinweise mitgeieilt

Das Bebauungsgeöiei Hegt in der Wasserschutzzone Hl, Wasserwerke Birkic (Brunnen 1-4) 
und Lammerhecke ißrunen 1-6)

Oie erforderlichen Fiacnen für Feuerwehr und Rettungsdienst (Feuerwehrstellflache) sind m Anlehnung an 
DIN 1055, Blatt 3 (Lastannahme für Bauten. Verkehrslasten) und der Richtlinie -  Flachen für die Feuerwehr 
(Fassung Februar 2007. geändert im Oktober 2009)- aus2uführen Die Radien der Erschließungsstraße 
müssen entsprechend der Richtlinie ausreichend bemessen sein

Es wird vorausgesetzt, dass aie lösenwasserversorgung (Grundschutz), die Anzahl und die Entfernung 
der Loschwasserentnahmesteiien (Hydranten), sowie deren Kennzeichnung gemäß DVGW Arbeitsblatt 
W 405 -  Bereitstellung von toschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung- erfolgt Ggf. smd 
die Details vorab rechtzeitig mit uns abzusprechen.
Die Loschwasserverscrgung muss ausreichend (1600 i/mm) dimensioniert sein und in allen Bereichen des 
plangebietes zur Verfügung stehen. Ein ausreichender Fließdruck (mmd. 1.5 bar) muss gewährleistet sein,
Hydranten smd m regelmäßigem Zeitraum zu Warten und auf ihre Funktionsfahigkeil zu (jbeiprüfen 
Sollten loschwasserzisternen zur Sicherung des Grundschutzes herangezogen werden, sind diese individuell

Wassersch utzzo ne
Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet in der 
Wasserschutzzone III, Wasserwerke Birkig und Lämmer­
hecke, liegt.
Die Lage innerhalb des Wasserschutzgebietes ist bereits 
in den Hinweisen zum Bebauungsplan enthalten.

Brandschutz
Die Ausführung der Feuerwehrstellflächen und die Ra­
dien der Erschließungsstraßen sollen nach der aufgeführ­
ten DIN bzw. Richtlinie erfolgen.
Die Festsetzung von Aufstellflächen für die Feuerwehr in­
nerhalb der künftigen Baugrundstücke ist nicht Bestand­
teil der in § 9 BauGB abschließend aufgeführten Festset­
zungsmöglichkeiten eines Bebauungsplanes.
Die Radien der Erschließungsstraßen sind entsprechend 
der geltenden Richtlinien geplant.

Es wird vorausgesetzt, dass die genannten brandschutz­
technischen Anforderungen gern, des Arbeitsblatts 
DVGW W 405 erfolgen und die Löschwasserversorgung 
soll ausreichend dimensioniert sein.
Die brandschutztechnischen Anforderungen des Arbeits­
blattes DVGW W 405 sind nicht Bestandteil der in §  9 
BauGB abschließend aufgeführten Festsetzungsmöglich­
keiten eines Bebauungsplanes.
Die Löschwasserversorgung ist gesichert (vgl. Begrün- 
dung/Wasserversorgungsplanung).
Löschwasserzisternen werden nicht herangezogen.
Den Forderungen wird somit bereits entsprochen bzw. 
sind sie im Zuge der Erschließungsplanung zu berück­
sichtigen.

Immissionsschutz
Es wird die Vorlage einer detaillierten Planung der Lärm­
schutzwand gefordert.
Die detaillierte Festsetzung der Ausführung der Lärm­
schutzwand ist nicht Bestandteil der in § 9 BauGB ab­
schließend geregelten Festsetzungsmöglichkeiten eines 
Bebauungsplans.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Der Forderung wird nicht gefolgt.

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 23/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

ANLAGE 1

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

1)

2)

3)

4)

5)

6) 

7)

bezüglich Lage, Große una Enlnahmestelle mit der Brandschutzdlenststeüe abzustimmen

Es ist detailliert darzulegen wie die Lärmschutzwand ausgeführt werden soll (/\rt una Aufbau der Wand.
Honen, optische Gestaltungj.
Aus immissionsschutzrecntücner Sicht sollte der Baumbestand erhalten und d e Schalfschut2maßnahme 
dahinter -  kaschiert von Baumreihen -  errichtet werden
Die passiven Schallschutzmaßnahmen an den Wohnhäusern in den Einmcmdlings-bereichen müssen 
konkretisiert werden
Die Erläuterung zum Bebauungsplan muss Hinweise für die Planer enthalten, die sich auf die Anordnung der 
Aufenthaltsraume, sowie die Ausrichtung der Außenbereiche bezieht,

Oer Bebauungsplan m Oer aktuellen Entwurfsfassung enthalt noch keine geeigneten Darstellungen und 
Festsetzungen nach § 1a (3; Satz 2 BauGB zur Vermeidung und zum Ausgleich der voraussichtlich erheblichen 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbiides sowie der Lelstungs- und Funktiohsfähigkeit des NatuTiaushaits in 
seinen m § 1 (6) Nr 7 Bucnstaoe 3 BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem
BNatSchG) Die bauplanungsrechtliche Festsetzung unter Ziffer 1 10
Maßnahmen zum Ausgleich s S.d, § 1a Abs 3 BauGB" besteht aktuell aus einem Platzhaltertext.

Bei der Abwägung nach § 1 (7) BauGB ist zu berücksichtigen, dass das im vorgelegten Bebauungspianentwurf 
identifizierte Biotopwertdefizct von i 028 869 Wertpunkten, welches nicht durch Maßnahmen 'm Plangebiet 
ausgeglichen werden kann, zu gering ausfallt. Das tatsächlich auszugieicrienüe Biotopwertdefizit musste -  
unter Zugrundelegung des dem Bebauungsplanentwurf beigefügten Bestandsplans mit Datum vom 09.05.2014 
-  gegenüber der ebenfalls dem Bebauungspianentwurf beigefügten Bilanzierung nach der 
Kompensationsverordnung des Landes Hessen (KV) aus folgenden Gründen deutlich hoher ausfaiien

.Zuordnung der Flachen oder

Bei den Wegeparzeilen in der Gemarkung Hainhausen. Flur 3 Flurstücke Nr 405 und Nr. 413 handelt 
es sich nicht um versiegelte Flacher. (KV-Typus 10.510, 3 WPfm2), sondern überwiegend um 
bewachsene Feldwege (KV-Typus 10.610; 21 WP/m2). Die Wegeparzelle Nr 405 ist zudem teilweise 
mit einem Gebüsch bewachsen sowie punktuell Standort von einem aüsiadenden Kirschbaum

Die Wegeparzellen in der Gemarkung Hainhausen, Flur 4, Flurstücke Nr. 48/4, Nr. 61/1 und Nr 69/1. 
sowie die Wegeparzelle in cer Gemarkung Hainnausen. Flur 2, Flurstück Nr 184/5. stellen sich 
überwiegend nur im Bereich der Fahrspuren als teilversiegelte Flachen (KV-Typus 10.530; 6 WP/m2) 
dar. ansonsten besitzen diese Wege durchweg begrünte und teilweise ausgesprochen krauterreiche 
Mittel* und Randstreifen, weiche entsprechend zu bilanzieren sind (KV-Typus 09 150 und 10.610)

Bei dei Karasiefparzehe m der Gemarkung Hainhausen, Flur 4, Flurstück Nr 44/4 nandelt es sich um 
einen verkrauteten Graben (KV-Typus 05 241; 36 WP/mf) und nicht uin einen bewachsenen Feldweg.

Die Katasterparzelle m der Gemarkung Hainhausen, Flur 2, Flurstück Nr 186/19 ist als verkrauteter 
Graben (KV-Typus 05 241, 36 WP/m2) anzusprechen, da dort keine straßenbegleitende Hecken-/ 
Gebuscnprianzung {KV-Typus 02.600, 20 WP/mä) wie Im Bestandplart üargestelll existiert.

Die die Rodgau-Ringstraße begleitende Gehöl2Struktur ist keihe straßenbegleitende Hecken- 
/Gebüschpflanzung (KV-Typus 02 600; 20 WP/m2), sondern eine voll entwickelte Gehölzstruktur bei 
dieser Gehoizstruktur ist vielmehr von einer Baumhecke (KV-Typus :04.600: 56 WP/m:) auszugehen, 
deren tatsächlicher Ökologischer Wert aufgrund der straßenbegleitdnden Lage beispielsweise durch 
eine anteilsgleiche Mischbewertung mit dem entsprechenden KV-Typus 02.600 ermittelt werden 
konnte

Unter oem orts- und Igndschaftsbilcpragenden Einzelbaum ,am Nordrand des geplanten 
Geltungsbereiches befindet sich eine kurzlebige Ruderalflur (KV-Typus 09 120. 23 WP/m2} und kein 
intensiv genutzter Acker (KV-Typus 11 191.16 WP/m2)

Der Emzeibaum am Nordrand des geplanten Geltungsbereiches müsste aufgrund seines orts- und 
landschaftsbiidpragenden Charakters, sowie aufgrund der zahlreich daran zu findenden Baumhohfen 
und Ökologisch wertvoller Stamm-/Aststrukturen um 10 WP/ms aufgewertet werden

Es wird angeregt, den Baumbestand aus immissions- Der Anregung wird nicht entspro- 
schutzrechtlicher Sicht zu erhalten und die Wand dahin- chen. 
ter, kaschiert von Baumreihen, zu errichten.
Es ist Ziel der Planung, den Laubbaumbestand auf der 
der Rodgau-Ringstraße zugewandten Seite so weit wie 
möglich zu erhalten.
Die Lärmschutzwand wird auf der vorhandenen Wall­
krone errichtet, um diese Höhe zu nutzen. Dabei kann der 
Gehölzbestand möglicherweise einseitig erhalten wer­
den. Die Wand wird zudem begrünt, wodurch eine opti­
sche Abschirmung gegeben sein wird.

Es wird gefordert, die passiven Schallschutzmaßnahmen Die Kennzeichnung der Lärmpegel- 
zu konkretisieren. bereiche wird überarbeitet.
Die notwendigen passiven Schallschutzmaßnahmen sind 
im Lärmschutzgutachten durch Angabe von Lämnpegel- 
bereichen nach DIN 4109 angegeben. Die Lärmpegelbe­
reiche klassifizieren die Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz der Außenbauteile. Diese sind so im Bebau­
ungsplan festgesetzt worden. Damit werden diese recht­
lich bindend und es werden gesunde Wohnverhältnisse 
hergestellt. Dabei sei angemerkt, dass die meisten Ge­
bäude dem Lärmpegelbereich II zugeordnet sind. Bei 
Lärmpegelbereich I und II reichen zur Gewährleistung des 
Schallschutzes Fensterkonstruktionen aus, die ohnehin 
nach Maßgabe der Energieeinsparungsverordnung 
(EnEV) erforderlich sind. Faktisch sind also in den meis­
ten Fällen keine den Schallschutz betreffenden Zusatz­
maßnahmen erforderlich.
Die Kennzeichnung der Bereiche im Bebauungsplan, in 
denen passiver Schutz notwendig ist (ab Lärmpegelbe­
reich III), wird in Anlehnung an das Gutachten überarbei­
tet.

Es werden Hinweise für den Planer hinsichtlich der An­
ordnung der Aufenthaltsräume und der Ausrichtung der 
Außenbereiche gefordert.
Da der Lärm innerhalb der Gebäude unkritisch ist und ge­
sunde Wohnverhältnisse gegeben sind bzw. durch pas­
sive Schallschutzmaßnahmen erreicht werden können, ist 
die Anordnung der Aufenthaltsräume unerheblich.

Die Begründung wird im Kapitel 3.9 
„Flächen für Anlagen zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkun­
gen“ konkretisiert.

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 24/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs, 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
• Im Bereich der südlichen Grenze des Geltungsbereichs des Bebaucrngspia-'s, der bis an den aktuell 

vorhandenen asphaltieren RacU/Fußweg sm Nord'and der Südtrasse he'arreicht, ist in der 
Sestandbevuertung fegendes zu ergänzen bzw.. zu berücksichtigen.

8 ) Der Bereich zwischen der Wegeparzelle in der Gemarkung Hainhauser Flur A Flurstück Nr, 
5 i'i und der Wegeparzelte ir der Gemarkung Hainhauser. Flur 4, Flurstück Nr. 58/3. der 
südlich des dortigen Acksrfurstucks Nr 61/3 und nördlich des aktuell vorhandenen 
asphaltierten Rad /Fußwog am Nordrand der Südtrasse liegt, ist <ein intensiv genutzter Acker 
(KV-Typus 11 191; 16 WP/m5l, sondern überwiegend sin natumah angelegter Graben (KV- 
Typus 05 242. 29 WR/m*) mit. nördlich daran angrenzender, kurzleb'ger Ruderalflur (KV-Typus 
05 120. 23 WF/m-;. Zudem setzt sich auf dem Rudenairiursrreifei &e .bereits östlich davon 
karierte Oostbauma'lee (KV-Typus 04.310; 31 WP/m1 zusätzlich zürn darunter liegenden 
Nutzungstyp) drei Baumen fort.

Die gleichen Nutzungstypen {N3tumaner Graben, kurzlebige Ruderalflur und Costbaurrallee)
9) sind auch für den Bereich zwischen der Wegeoarzele In der Gemarkung Hainhausen Flur 4, 

Flurstuck Nr 58/3 und cer Wegeparzella in der Gemarkung Hainnausen Rur 4. Flurstück Nr. 
69/1 der südlich des dortigen Flurstücks Nr 61/3 unc nördlich des aktuel vorhandenen, 
asphaltierten Rod /Fußweg am NonfrgmJ ctor Sudtraoce liegt, anrusetsan

a q \ Auf der Wiesenflache entlang cies südöstlichen Randes des Geltungsbereiches befinden sich 
' Genolzgruppen (KV-Typus 02 iOQ: 36 WP'm1} die ebenfalls bet der Bestanabewertung 

ßerucksichiiguna finden müssten !

a a \ • Dürer- die verkehrstechnischen Anbindungsberstcne des gepisrten V̂ o-hngebiatos durch Kreisverkehre 
' >m Barsch der Radgau -Ringstraße und der Südtrasse werden nicht nur vollständig versiegelte Rachen 

(KV-Typus '0,510 3 WP-'m2) Qberatant. sondern auch Gehclzbestande westlich der Rodgsu- 
Ringstraße sowie oegrünte Straßcnrandbonkcttc fKV-Typus 09 ISO. 13 WP/ma) und naturahe 
Graoenbereiehe (KV-Typus Ö5.242, 29 WP/m2} im Bereich def Sudtrasse.

12) * D e asphaltierten Bereiche der Wegeparzellen m der Gemarkung Hainhausen, Fiur 4. Rurstücke Nr 
25/4. Nr 58n und Nr 5B/3 s;nü ivcht dem KV-Typus 10.51C (3 WP/m’ ) zuzuerdnen, sondern dem KV- 
Typus 10 530 (6 WP/nV), da deren Wasserabfluss seitlich vcrs*ckcri, siehe 3”aogs 
naturscrutzrechtiiche Bilanzierung für die Asprait/erung des Verbindungsweges zwischen 3n/der- 
Gnmm-Straße und der Südtrasse (Bescheid der Unteren Naturschutzbehrtrdc vom *8.02 2004. Az 
562*11/5-4-5B/2I Zudem befinden sien am Rand dieser Wegeoarzeilen noch Straflenrandbankette 
(KV-Typus 09 160; 13 WP'nT'i de in der aktuellen Planung <eins Berücksichtigung finden im Bereich 
des Verbindungsweges zwischen Brüder-Grimm-Straße una aer Sudtrasse wurden seinerzeit im 
Rahmen der zuvor genannten Genehmigung durch die Untere Narurschutzßehorde H2 mz 
Sfaßenranrlbankstt bilanziert

-| 3 )  Die Ausfunrung jeweils emes Stal-p atz es pro Grundstück mit einer extensiv begrünten Rachdacngarage sollte 
verbindlich festgesetzt und >n der ^anzechnung dargestellt werden, insbesondere auch als Voraussetzung 
dafür, dass diese Emgrlffsrnmimerungsmaßnahme auch voilurrföngkh in die Bilanzierung nach de«- 
Kompensatiansvernrdnung eirfließen kann

Bet cer Bilanzierung des zukünftiger, Planzustandes ist weiterhin zu berücksichtigen. dass eine Anrechnung der
14) 3,792 m1.,Hecken Gebüsch (Bestand, hiarparaife/ zur Ro<lg3U-Rinystrafle?f nur ncglich erscheint, wenn eine 

entsprechende £fhaltungsbmdung für die Gehblzstrukturen nach § 9 (1,1 Nr 25 b BauGB festgesetzt 'wird und 
dieser Bereich auc* in der Planzeicnnung dargestellt wird Die pauschale Festsetzung der gesamten 
Grunf.ach« G1 ais Fiacne für die Anpflanzung und zugleich den Erhal von Ptlanaenbesönden ist zu 
unbestimmt Sofern dis bestehenden Gehöizbestande ausreichend baup>am|ng5rcchtlich gesichert sind, kann 
die entsorecherae Bewertung a^aog der oben empfohlenen Bestsndbewertjng für die die Rodgau-Rmgstraße 
begleitenden Genbizsirukture- (Mischbewertung mit Nutzungstyp Ba^mhecke; erfolgen In diesem 
Zusammenhang kann dann auch dis .Neuanigge Hecken/Geoüsch nach Sau LSW (KV-Typus 02,600) gemäß 
KV mit 20 WP/m3 bewertet werden, die durch den Planverfasser erfolgte Minderbewertung dieses Nutzu"gstyps 
mu 15 WP/m: kann unrer dieser Voraussetzung entfallen j

Die Lärmbelastung in den Außenwohnbereichen wird 
durch die aktiven Schallschutzmaßnahmen für einen Auf­
enthalt im Freien angemessen reduziert, wodurch auch 
die Ausrichtung der Außenbereiche aus lärmtechnischen 
Gründen irrelevant ist.
Beide Fakten werden in der Begründung dargelegt (Kap. 
3.9), die Aussagen werden jedoch redaktionell ergänzt.

Ausaleich
£s wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan 
keine geeigneten Darstellungen und Festsetzungen zur 
Vermeidung/zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigun­
gen enthält.
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Entwurfs des Bebau­
ungsplans war die Planung zum Ausgleich des Eingriffs in 
Natur und Landschaft noch nicht soweit konkretisiert, als 
dass sie aufgenommen werden konnte. Zwischenzeitlich 
erfolgte die Konkretisierung. In der Begründung und im 
Umweltbericht werden Vermeidungs-/Verminderungs- 
maßnahmen im Plangebiet aufgeführt. Das verbleibende 
Kompensationsdefizit wird über den Erwerb von Öko­
punkten bei der Ökoagentur Hessen ausgeglichen wer­
den.

BiotoDwertdefizit
In der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
zum Bebauungsplan wird bemängelt,
• dass es keine geeigneten Darstellungen und Festset­
zungen zur Vermeidung und zum Ausgleich der voraus­
sichtlich erheblichen Beeinträchtigungen des Land­
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes gebe,
• das ermittelte Biotopwertdefizit aufgrund falscher Dar­
stellungen und Bewertungen zu gering ausfalle.
Dies wird an mehreren Punkten festgemacht, die absatz­
weise gern, der Stellungnahme im Folgenden behandelt 
werden.

Zu Abs. 1
Durch teilweise schlecht lesbare Darstellungen in der 
Luftbildkarte (M ca. 1:5.000) der Biotopbewertung kam es 
zu Übertragungsfehlern in den Bestandsplan, die ihren

Der Bebauungsplan wird entspre­
chend ergänzt.

Zu 1, 3 und 4: Die Biotopbewertung 
sowie die darauf basierende Ein­
griffs- Ausgleichsbilanzierung wer­
den korrigiert.
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Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
15) Das somit in der Summe entstehende, zusätzliche Biotopwertdefizit, welches nicht durch Maßnahmen im 

Plangebiet ausgeglichen werden kann liegt überschlägig bei etwa 20C.Q0Q Biotopwertpunkterr d.h ca 20 % 
mehr als aktuell bilanziert. Das hoher ausfallende Biotopwendefizit ist daher durch weitere geeignete 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugielchen. um einen vroüständrgen Ausgleich 
der voraussichtlich erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbddes sowie der Leistungs und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in semen m § 1 (6) Nr. 7 Buchstabe a BauGB bezeichnten 
Bestandteilen (Emgnffsregeiung nach dem BNatSchG) zu gewährleisten,

16) Pur den zukünftigen Zustand des Wohngebietes wurden 140 einheimische Einzelbaume mit einem 
Stammumfang von 16/18 cm auf den privaten Grundstücksfreiflachen bilanziert Zur Sicherstellung dieser 
Baumpflanzungen sollte jedoch die entsprechende Festsetzung .im Eebauungsplanentwurf. dass .je 
angefangener 500 m* Gruncstucksflache" ein solcher Baum zu pflanzen und dauernaftzu pflegen ist. dadurch 
spezifizier werden, dass „pro Baugrundstück'' ein solcher Baum zu pflanzen st und „bei Baugrundstücken von 
mehr als 500 m7 Gomdstücxsfiache je weiterer angefangener 500 mJ Grund >tücksflache“ ein weiterer solcher 
Baum zu pflanzen rst Zur Sicherstellung der ausschließlichen Anpflanzung Einheimischer Baume wird zudem 
die Aufnahme einer verbindlichen Geholzliste in den Bebauungsplan empfohlen

Darüber hinaus ist für die Zerstörung der im Plangebiet befindlichen, dem gesetzlichen Biotopschutz nach § 30
* • )  (li BNatSchG in Verbindung mit § 13 (1) Nr 2 HAGBNatSchG unterliegenden, 1.653 rrr großen 

Streuobstwiese eine separat bei der Unteren Naturschutzbehorde zu beantragende Ausnahmegenehmigung 
nach § 30 (4) BNatSchG erforderlich Die Erteilung dieser Ausnahmegcrehmigung kann erfolgen, wenn die 
Beeinträchtigungen durch die Neuanlage einer ebenso großen Streuobstwiese ausgeglichen werden können m 
der vorliegenden Begründung mit Umweitbericht fehlen diesbezügliche Angaben Gleiches gilt für die geplante 
Zerstörung dev bei der Bestandsaufnahme bereits kartierten ObstbaumaWee (KV-Typus 0* 310) rni Bereich der 
Südtrasse, welche gemäß § 30 (1) BNatSchG in Verbindung mit § 13 (1) Nr 1 HAGBNatSchG ebenfalls dem 
gesetzlichen Biotopschutz unterliegt

a o \ Die artenschutzrechthche Prüfung ist zu ergänzen, da der am Nordrand des Geltungsbereiches kartierte, orts- 
' und landschaftsbiidpragende Obstbaum zahlreiche Höhlen und Spalten besit2l. die für eine entsprechende 

Quartiersnutzung durch Fledermäuse geeignet sind: die vorliegende artensctjutzrechtliche Prüfung geht davon 
aus, dass innerhalb des Untersuchungsgebietes keine Requisiten oder Strukturen existieren, die ats Quartiere 
für die festgestelilen Fledermausarten in Frage Kommen. Im Zusammenhang mit der daher erforderlichen 
Überprüfung dieses Baumes auf eine Quartiernutzung durch Fledermäuse, ist auch zu untersuchen, ob im z.T, 
morschen und mit Lochern durchsetzten Holz dieses Baumes seltene und geschützte Arten der Ordnungen 
Coleoptera und Hymenoptera Vorkommen. Der Erhalt dieses Baumes zur Bereicherung des Orts- und 
LanrJschaftsbildes wird im Übrigen -  auch ahne ein mögliches Vorliegen drtenscnutzrechtlicher Gründe zur 
Vermeidung der Zerstörung eine Fortpflanzung- oder Ruhestätte geschützter Arten -  empfohlen

. - .  Zur erforderlichen Vermeidung des artenschutzrechtiichen Verbctstatbestandes in § 44 (1) Nr 1 BNatSchG 
(Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere) ist hinsichtlich der im .Unrersuchungsgebiet brütenden 
Feldlerche zu beachten, dass insbesondere auch bereits geräumte Baustellenflachen regelmäßig von der 
Feldiercne zur Nestanlage genutzt werden (Bodenbrüter im Offenland mit karger Vegetation) Durch eine 
zusätzlich zu beauftragende, und im Bebauungsplan fcstzusetzende ökologische Baubegleltung mit 
entsprechenden Weisungsoefugnissen kann jedoch sichergestellt werden, dass es auch wahrend der 
gesamten Bauphase nicht2um Eintreten eines Verbotstatbestandes nacn § 44 (i) Nr 1 BNaiScnG kommt

Für die im umweltbencht unter Kapitel 6 4.7. aargestellten, erforderlichen Maßnahmen zur Überwachung der
20) Umweltauswirkungen -  hier Funktionsfahigkeit der geplanten Versickerungsmuiden sowie

Wirksamkeit/Ausführung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen —existieren keine verbindlichen 
Festsetzungen im Bebauungsplan. Die jedoch zwingend sicherzustellende Überwachung der 
Umweitauswirkungen ist daher vorzugsweise unter der Festsetzung mit der Ziffer 1 10) .Zuordnung der Flachen 
oder Maßnahmen zum Ausgleich t S.d § 1a (3) BauGB“ ergänzend zu regeln jda m diesem Falle zugleich die 
Kosten für die Überwachungsmaßnahmen gemäß § 135a BauGB auf die Grundstückseigentümer umgelegt 
werden können Die dahingehende Festsetzung hat zur Sicherstellung der erforderlichen 
Uoerwachungsmaßnahmen weiterhin Konkrete Stichtage für die Erstellung voi) entsprechenden Berichten und 
deren Vorlage bei der zuständigen Überwachungsbehörde zu enthalten. In diese verbindlich zu regelnde 
Überwachung der Umweltauswirkungen sollten bezüglich der Erbringung des Iialurschutzrechtlichen 
Ausgleiches auch die Flachen für ..öffentliche Grünflächen” sowie für das „Anpflanzen und den Erhalt von

Niederschlag auch in der Bilanzierung fanden. Dies wird 
in der Plandarstellung und Bilanz korrigiert.

Zu Abs. 2
Lineare Strukturen sind gern. KV-Typus 09.150 erst ab ei­
ner Breite von > 1 m bewertbar. Dies trifft hier nicht zu. 
Die Bewertung der Flächen erfolgte durch einen qualifi­
zierten Biologen nach umfangreichen botanischen und 
zoologischen Bestandserfassungen. Es gibt keinen 
Grund, diese Bewertung anzuzweifeln.

Zu Abs. 3
s. Ausführungen unter Pkt. 1 

zu Abs. 4
s. Ausführungen unter Pkt. 1 

zu Abs. 5
Die Bewertung der Flächen erfolgte durch einen qualifi­
zierten Gutachter nach umfangreichen botanischen und 
zoologischen Bestandserfassungen. Es gibt keinen 
Grund, diese Bewertung anzuzweifeln.

Zu Abs. 6
Unter der Kronentraufe des Einzelbaums besteht eine Ru- 
deralflur. Diese lässt sich im Planbild durch die Überde­
ckung des Baumes jedoch nicht darstellen. Nach noch­
maliger Ortsbesichtigung am 16.10.2014 unterscheidet 
sie sich nicht wesentlich von der Grünlandeinsaat (Lolium 
perenne) auf dem angrenzenden Acker und wird voraus­
sichtlich auch mitbewirtschaftet (gemäht).

Zu Abs. 7
Die Bewertung des Einzelbaumes erfolgte durch einen 
qualifizierten Biologen nach umfangreichen botanischen 
und zoologischen Bestandserfassungen. Es gibt keinen 
Grund, diese Bewertung anzuzweifeln, 
s. auch Ausführungen unter Pkt. 18

Zu Abs. 8
s. Ausführungen unter Pkt. 1

Eine Korrektur der Bilanzierung zu 
diesem Punkt erfolgt nicht.

Eine Korrektur der Bilanzierung in 
diesem Punkt erfolgt nicht.

Eine Korrektur der Bilanzierung in 
diesem Punkt erfolgt nicht.

Eine Korrektur der Bilanzierung in 
diesem Punkt erfolgt nicht.

Die Bilanzierung wird entsprechend 
korrigiert.
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Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
Nach nochmaliger Ortsbegehung am 16.10.2014 wird die

Baumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen", als auch die Festsetzungen zur Begrünung von Fläche jedoch eindeutig als Straßenentwässerungsmulde
Garagendachern, embezogen werden bewertet, die zudem regelmäßig gemäht zu werden 

scheint. Sie wird als KV-Typus 05.243: 7 WP, mit einem 
Zuschlag von 3 WP = 10 WP eingestuft und neu in die 
Bilanz eingestellt.
Der nördlich angrenzende Streifen wird als kurzlebige Ru- 
deralflur (KV-Typus 09.120: 23 WP) neu bilanziert.

Wir bitten die Anregungen und Hinweise in Ihre Planung mit einzubeziehen Zu Abs. 9
Die genannten Bereiche werden, wie unter Pkt. 8 be- Die Bilanzierung wird entsprechend
schrieben, neu bewertet. korrigiert.

Md freundlichen Grüßen
IrjJjAuftrjjg Zu Abs. 10

Brehm
Amtsrat

Mit der Bitte um Kenntnisnahme!

Durch teilweise schlecht lesbare Darstellungen in der 
Luftbildkarte (M ca. 1:5.000) der Biotopbewertung kam es 
zu Übertragungsfehlern in den Bestandsplan, die ihren 
Niederschlag auch in der Bilanzierung fanden. Dies wird 
in der Plandarstellung und Bilanz korrigiert.

Die Bilanzierung wird entsprechend 
korrigiert.

Anlage: Planungsgrundsatze für die Bauleitptanung aus dem KiimaschutzbericM vom 
September 2007 zu Abs. 11

Durch teilweise schlecht lesbare Darstellungen in der Die Bilanzierung wird entsprechend
Luftbildkarte (M ca. 1:5.000) der Biotopbewertung kam es 
zu Übertragungsfehlern in den Bestandsplan, die ihren 
Niederschlag auch in der Bilanzierung fanden. Dies wird 
in der Plandarstellung und Bilanz korrigiert.

korrigiert.

zu Abs. 12
Sofern die Straßenentwässerung des asphaltierten Wirt- Die Bilanzierung wird entsprechend
schaftsweges als Fläche mit Versickerung bewertet wird, 
werden im Umkehrschluss die geplanten Verkehrsflächen 
sowie Hausdachflächen des Baugebietes ebenfalls dieser 
Kategorie zugeordnet, da deren Versickerung in Rigolen 
und Rückhaltung in Zisternen im Bebauungsplan festge­
setzt sind.
Die vormalige Bilanzierung zu den Banketten war nicht 
bekannt und wird mit 112 m2 in die Bilanzierung neu ein­
gestellt (und der Fahrbahnanteil entsprechend reduziert).

korrigiert.

Zu Abs. 13
Es ist festgesetzt, dass Garagen mit Flachdächern bzw. Eine Planänderung hinsichtlich die-
flach geneigten Dächern eine Dachbegrünung erhält. Die ser Anregung erfolgt nicht.
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Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
Verortung der konkreten Standorte von Garagen in den 
überbaubaren Flächen ist nicht möglich. An dem entspre­
chenden Flächenansatz wird daher festgehalten.

Zu Abs. 14
Für die Errichtung der Lärmschutzwand ist ein Teil der 
straßenbegleitenden Gehölze zu roden. Der andere Teil 
soll zur Wahrung des Landschaftsbildes und Beschleuni­
gung der Randeingrünung erhalten werden. Eine entspre­
chende Erhaltungsbindung gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25b 
BauGB wird für diese Bestände festgesetzt und im Plan­
bild dargestellt.
Eine Neubewertung wird aus den Gründen, die unter Pkt. 
2 erläutert wurden, abgelehnt.

Die Fläche wird zeichnerisch festge­
setzt sowie folgende Festsetzung 
getroffen:
Die Fläche zur Bindung für Bepflan­
zung und für die Erhaltung von Bäu­
men, Sträuchern und sonstigen Be­
pflanzungen ist in ihrem jetzigen Be­
stand zu erhalten, zu pflegen und zu 
entwickeln.

Zu Abs. 15
Plandarstellung und Flächenbilanz werden gern, den obi­
gen Ausführungen ergänzt und überarbeitet. In der Über­
arbeitung wird auch die bis dahin konkretisierte Planung 
der öffentlichen Grünflächenbereiche berücksichtigt, nach 
der wesentlich genauer die unterschiedlichen Nutzungs­
zonen und -intensitäten bewertet werden können.
Der Hinweis, dass das Bilanzdefizit um ca. 20 % höher 
ausfallen könne, wird zurückgewiesen, da insbesondere 
die Neubewertung der Versickerungsfähigkeit der versie­
gelten Flächen zu einer erheblichen Entlastung des Defi­
zits beitragen wird.

Die Bilanzierung wird überarbeitet.

Zu Abs. 16
Die Festsetzung zur Pflanzung einheimischer Einzel­
bäume auf den Grundstücksparzellen wird dahingehend 
angepasst, dass ein standortgerechter Laubbaum pro 
Baugrundstück zu pflanzen und bei Baugrundstücken von 
mehr als 500 m2 Grundstücksfläche je weiterer 500 m2 ein 
weiterer solcher Baum zu pflanzen ist.

Die Festsetzung wird wie folgt er­
gänzt:
Pro Grundstück ist je angefangener 
500 m2 Grundstücksfläche ein 
standortgerechter Laubbaum in ei­
ner Baumschulgröße StU 16/18 zu 
pflanzen und dauerhaft zu pflegen. 
Abgehende Bäume sind zu erset­
zen.
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Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der An reg u ng/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
Zu Abs. 17
Für die Beseitigung der vorhandenen Ausgleichsfläche 
(Streuobstwiese) im Plangebiet wird bei der Unteren Na­
turschutzbehörde eine Ausnahmegenehmigung gern. 
§ 30 Abs. 4 BNatSchG beantragt. Die Beeinträchtigungen 
werden durch die Neuanlage einer ebenso großen Streu­
obstwiese ausgeglichen.
Dies gilt auch für die Obstbaumreihe an der Südgrenze 
des Plangebiets (entlang der Südtrasse). Allerdings 
wurde im biologischen Gutachten eine Baumreihe, keine 
Allee, bilanziert. Dementsprechend erfolgt auch der Aus­
gleich (im Gebiet).

Der Anregung wird gefolgt.

Zu Abs. 18
Der vorhandene Obstbaum am Nordrand des Geltungs­
gebietes wurde im Rahmen der Kartierung eingehend un­
tersucht. Es wurden keinerlei Besonderheiten oder Auffäl­
ligkeiten festgestellt.
Die Eignung als Quartier für Fledermausarten wurde als 
gering eingestuft, da aufgrund der Kronenform des Bau­
mes kein freier Anflug auf die vorhandenen Höhlen und 
Spalten möglich ist.
Darüber hinaus sind die im Untersuchungsgebiet aufge­
fundenen Fledermausarten keine Höhlen- und Spaltenbe­
wohner und kommen daher als Nutzer des vorhandenen 
Apfelbaumes nicht in Frage.
Auch seltene und geschützte Arten der Ordnungen Cole- 
optera und Hymenoptera wurden bei der Kartierung nicht 
festgestellt. Im näheren Umfeld sind auch keine Struktu­
ren vorhanden, z. B. artenreiche Blütensäume o. ä., die 
ein Vorkommen der Arten vermuten ließen.
Die Forderung, die artenschutzrechtliche Prüfung zu er­
gänzen, wird daher zurückgewiesen.

Die Forderung wird zurückgewie­
sen.

Zu Abs. 19
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gern. 
BNatSchG ist hinsichtlich der Feldlerche eine ökologische 
Baubegleitung festzusetzen.
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gern. 
BNatSchG ist sicherzustellen, dass die Räumung und Ro­
dung der Bauflächen sowie der Baubeginn ohne größere 
zeitliche Zwischenräume erfolgt.

Die Forderung wird hinsichtlich der 
Festsetzung der ökologischen Bau­
begleitung zurückgewiesen. 
Folgende Vermeidungsmaßnahme 
wird ergänzend festgesetzt:
Die Räumung und Rodung der Bau­
flächen sowie der Baubeginn hat
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Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der An reg ung/H inweise Vorschlag zur Abwägung
Durch die Geräusche und Betriebsamkeit auf einer Bau­
stelle wird vermieden, dass die Feldlerche die geräumten 
Flächen zum Nestbau und zur Brut nutzt, zumal die Art für 
Nestbau und Brut störungsempfindlich ist und die Nähe 
der Bebauung, die Straße sowie der Baustelle meiden 
wird.
Eine ökologische Baubegleitung wird für dieses in der 
Summe nicht hochwertige Bestandsgebiet nicht für not­
wendig erachtet, da, wie oben ausgeführt durch die zeitli­
che Beschränkung der Fäll- und Rodungsmaßnahmen 
und die im Rahmen der Bautätigkeiten zu erwartenden 
abschreckenden Lärmemissionen keine Verbotstatbe­
stände gemäß § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG .zu erwarten sind.

ohne größere zeitliche Zwischen­
räume zu erfolgen.

Zu Abs. 20
Der Ausgleich für die erfolgenden Eingriffe wird in der Zu­
ordnungsfestsetzung des Bebauungsplans verbindlich 
geregelt.

Der Anregung wird hinsichtlich der 
Zuordnungen der externen Aus­
gleichsmaßnahmen gefolgt.

Die Überwachung (Monitoring) der erheblichen Umwelt­
auswirkungen ist in § 4c BauGB geregelt. Die Gemeinden 
überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen. Somit 
ist die Gemeinde die „Überwachungsbehörde“.
Die betroffenen Behörden sind gesetzlich verpflichtet, die 
Kommunen über die ihnen im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Aufgabenerfüllung anfallenden Erkenntnisse über Um­
weltauswirkungen zu unterrichten.
Eine Forderung hinsichtlich der Erstellung von Berichten 
und deren Vorlage bei einer zuständigen Überwachungs­
behörde ist § 4c BauGB nicht zu entnehmen. Da die Ge­
meinde selbst „Überwachungsbehörde“ ist, bestimmt sie 
folglich selbst, in welcher Form die Überwachung zu er­
folgen hat.
Die angedachten Maßnahmen zur Überwachung sind im 
Umweltbericht (Kap. 6.4.8) beschrieben: Im Rahmen der 
Bauaufsicht werden die Festsetzungen des Bebauungs­
plans kontrolliert. Zudem ist wegen der Untergrundver­
hältnisse die Funktionsfähigkeit der geplanten Versicke­
rungsmulden in den öffentlichen Grünflächen alle drei 
Jahre zu überprüfen. Des Weiteren ist eine regelmäßige 
Entschlammung der Gräben bzw. die Vorschaltung eines 
Sandfanges notwendig.

Eine Ergänzung der Festsetzungen 
zu diesem Punkt erfolgt nicht.
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Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
Die Versickerungsmulden und die Ausgleichsflächen ge­
hen in das Eigentum der Stadt Rodgau über. Damit sind 
keine Kosten auf Grundstückseigentümer umzulegen.
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Stellungnahme nach § 4  { 2 )  BauGB

Schreiben des Planungsbüros W erneke vom 27.08.2014  

Stellungnahme nach § 4  Absatz 1 BauGB vom 12.11.2007

Sehr q e e b ite  D a m -ri und Herren.

die /h e rr-H n re  - la^h - i — in- < ~ ' i  *m=iiplan S'jdhes-ten/h'egiona'en l;däcoem xitzung?olar. 2010  

5l.t £1 z e e t j Dt" L " G r ^ , i r a ü iq e w e te n  das- oben genannte Vorhaben ist d e m ­

nach narr, s 1 , -11 ha iiJ nti 1 v un ‘harz an d ie  Z iele der Raum ordnung und landeap iaonng  

ancjepafdt

D 'e gern Zider 1 T d er Begründunci vorgesehene As.rPeilunci den Plar.gebietes. und anscniie- 

Bende ab f.chm r v ,-t -  i r d l  - d i r  , g - i -  r— L > ‘ 1 li-ß u n g  sollte dm r 1 * e r.tsp iechende ab- 

f.v.hnbtsweis- S -i IN -n tr • ung —r i .[. h -n  h i  ■ m— -tz r  wer i~ i .

Aus naturschutzfachlicher dw'vr n h mir., das? von dem  Behauung- [ m i l-m t>  <ou- 

-t h 11 i u -  M /huro i-i 'i-*r- h - i  iiiu i '.veiden. bezugl.’ch w -itc -r-r n-i* ir < 1 hl i h e r 

re ia iii i -  v -n v -r-:-  r h  ii if e i -  b v lil io h -  -re i'unqn.ar.ire dev um ereu \ i f i ^ iH  - ln  - le des 

l.m- «> lv  Ldv.li

...das Vorhaben ist nach §1 (4) BauGB im Grundsatz an die 
Ziele der Raumordnung angepasst.

Die gemäß Ziffer 1.1 der Begründung vorgesehene Aufteilung 
des Plangebietes und anschließende abschnittweise und be­
darfsgerechte Erschließung sollte durch entsprechende ab­
schnittweise Veröffentlichung erfolgen.
Unter Ziffer 1.1 der Begründung zum Bebauungsplan ist ausge­
führt, dass eine abschnittweise und bedarfsgerechte Erschlie­
ßung möglich ist. Zum jetzigen Zeitpunkt ist ein entsprechender 
Bedarf bzw. die Notwendigkeit einer abschnittweisen Erschlie­
ßung allerdings nicht absehbar.
Eine abschnittweise Veröffentlichung von möglichen Teilab­
schnitten des Plangebietes ist zudem nicht Bestandteil der in §  

9 BauGB abschließend geregelten Festsetzungsmöglichkeiten 
eines Bebauungsplans.

Naturschutz
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird mitgeteilt, dass von dem 
Bebauungsplan keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Eine Ergänzung der Festsetzungen 
erfolgt nicht.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 32/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

N r . S t e l l u n g n a h m e P r ü f u n g  d e r  A n r e g u n g / H i n w e i s e V o r s c h l a g  z u r  A b w ä g u n g

A ns  S ic h  c * r  A b ir G a n .y  Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt n e h m e  r;n  q ;  d e m  q  q berührt werden. Bezüglich weiterer naturschutzfachlicher Be­
lange wird auf die fachliche Stellungnahme der Unteren Natur­
schutzbehörde verwiesen.

Oberflächenaewässer (Abflussreaelurto /Hochwasserschutz/Hvdroloaie)

O b c r d n e h c M ig o w / i f o r  u n d  B e d in g e  d e : ,  H o i; I  i\ v ü c r ,e ra c h u tz e r  w a n d e n  n id ' ' ,  ta n g ie r?  

G r u r i d w a 3 : f  m i c f  f  c l . o n  c m d  in  e h e d e m  G e b ie t  r e c h t  v o r h a n d e n .

O b e r f l ä c h e n g e w ä s s e r

Oberflächengewässer und Belange des Hochwasserschutzes 
werden nicht tangiert. Grundwassermessstellen sind In diesem 
Gebiet nicht vorhanden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Bödsnschudtz

■ /Vdev751e.rp-'?vdP'-

A u f; d e r  A l t t ls r - h e n d a te i  A L T G  b ~ c; 1 le s q s c i ie n  L a n d «  iS m Tef; Tut U m w e f  u n d  G e o lo g ie  e r g e ­

b e n  s ic h f ü t  d e n  P ia n c je it - .m q s b e re ic n  > :e ir i-  11 1r , \ e r . -  --e r J - e  V o ih m 'd e r n - e h  v o i  A l r f U i i i e i  

, A lT ^ ta n o o n e .  A T e b la o e fu tu g e n i  s c h a c M c n e  D  'd e i i s -  le n . n g e n  u n d ,  o d e t  d i r u p o w a t t e i -

. - r ie n M i Vns'i m e m e i  b e S le h e r -  s o s r- il i i  I| Jer, —ilt» f t n  K - r  i i! - i- '- il- t in  i k e i n ~  P ~ 'J -n  ; 

ie O e n  V-t- • H

I d  •; i i . l f t  k u u e iid n * n  H ur.vrri:,- m  d ir- !*-y11 i iJ i ' - u  F e c k e G u n y - - f i  .n u n  P e h ,- iu u m y ; ip k iu  a u l / m w ' i -

B o d e n s c h u t z

1. Nachsoraender Bodenschutz
Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für 
Umwelt und Geologie ergeben sich für den Plangeltungsbereich 
keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen, schädli­
chen Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden. Es 
bestehen nach derzeitigem Kenntnisstand keine Bedenken ge­
gen das Vorhaben.
Es wird gebeten, folgenden Hinweis in die textlichen Festset­
zungen des Bebauungsplans aufzunehmen:

Die Hinweise werden entsprechend 
ergänzt.

in e r - :

•  Are i h : l Uf H i b i , |I J - j |( - 'I c  1 ngr ft n J -- 1 Ri 1. i - r  1 - r  M ld '- n i  1 ! j i  j l  i 11 i

c p t u  :  A j t t d h q  c r . z n z u  a d ' t c n  h o - iD C  • : i : n  l : c  e e n  r r d o r a c i f  r  m : r p T n : ; c  d e

i j —n v V i d  ii 11! -tu i r  i v  l -id  • s F i <d —’ ’ \ " - r  r  1 n Jr*" J 1 T t j t - q i  i M t ie t ,i| < d i r 1- — tJ> i "e

•i i i d  1- i z i ' f i  n j iq > jr i Be i : n  d '■ ~ L m  K . y  c t i n y  p i : r  o b e r  f o i m  t.- b , A '- q r i |  m  j  A i

i*-il • . i i . i l /  , i id  l i u v - l 1 r m m t ^ l l  n ^ i M t l v r » ^ ! ^  b d - i . d i i t ,  in  U n t -  b r  

D a r ü b e r  h ira u - :-  i f  e in  F a ch  g u t a e n te r  in  A l t la s te n f r a c je n  h in z u z u z ib  ie n ,

|| 1‘ i'l I r -  i jr -  U - I , i r  i i - im i ,  j - i  III ti t e  ) r  -h •' A _ i . -in  i l~ -R J -i , m l / y -  -  '

- u  \ L t e i i r i ä i  iT im  g e  i a e  ! ' :  - b i  * u n lT  q  ~ n  d i e q e e g i e T £ . r o  Z eT ah  e n  e m e l ' l i -

1-  N e  1 - 1 -  i d - l  -T r-b l d l t -  1 1 1 J-M " II d t-u  — 1 I l - I l  ’d r-I P -  A b  | - IU * - i r -  

n r  i  ri io p h  ti n

D ie  B e ia n q e  de.:- D e z e r n a te s  -11 5 q r . d  -n  d e r  E e g r u n d . m g  z u n  B e o a u u n q s p la n e n tw u r t  b m - 

i e ic h e n d  b e i  ü c k ö ic h tö g t

„Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden er­
fordern, ist auf organoleptische Auffälligkeiten zu achten. Erge­
ben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht ei­
ner schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese um­
gehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, De­
zernat IV/Da 41.5 Bodenschutz mitzuteilen. Darüber hinaus ist 
ein fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.
Schädliche Boden veränderungen im Sinne des §  2  Abs. 3  Bun- 
des-Bodenschutzgesetz sind Beeinträchtigungen der Boden­
funktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile o- 
der erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allge­
meinheit herbeizuführen. “

J .  Y o > 'y o r g ^ n d e r  B o x ie - ix c r / t iZ ?

D u ic h  d i -  b c o L . i c i  1‘ 1,.1‘ e  A i iw v w r iu r y  P h i ig e b ic t u s  ,.sb r t l lg e n x b / ie t i  W o h n g e b ie t  v d id  e i ­

n e  b is h e r ig e  F r e i f lä c h e  ih r  e in e  b a u l ic h e  N u tz u n g  r T e iq u g e b e r .  M i t  d e ;  d k m v t g e p la n te m  v e r  

> ie q -rk iru ;t v v - 'd e p  d ie  r - id id ic n e n  F u n d io h e n  d e s  R c v ie r ir -  e d ie b b c h  b e t - m h a c h l iy i

D e r  B c b f lu i r r g s p la n c n t w u r t  c n lh b i t  z.T k e in e  a u s r e ic h e n d e  B e t r a c h tu n g  d e r  B e d in g - :  dem 

v c > f  o r e je n d e n  B b d e p s e h u tz e e  im  F e ig e n d e n  w e i t e  ic h  -auf U n v c d f  ä r b ic o e h e n  d e r  b i t n e n -  

g e n  B e t r a c h tu n g  h .n :

Die Belange des Dezernates 41.5 sind in der Begründung zum 
Bebauungsplanentwurf ausreichend berücksichtigt.

2 .  Vorsoraender Bodenschutz
Durch die beabsichtigte Ausweisung des Plangebietes als All­
gemeines Wohngebiet wird eine bisherige Freifläche für eine

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 33/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
bauliche Nutzung freigegeben. Mit der damit geplanten Versie-

I k - *  H“ -. > rh u tZ (3 M t3  Ccd^u auch immer d i*  bestehender Bodwrfuntar-o- gelung werden die natürlichen Funktionen des Bodens erheb-
i-:-n :o c . r j i  ot bc-trn :kl>; i j  r rj b o :o n :  ib ?n D crbodon erfüllt im Anne des Burdes lieh beeinträchtigt.
“ >• d - s Der Bebauungsplanentwurf enthält z. T. keine ausreichende Be-

1 i < iie  n a tu r h c n e  F u n k t io n  a b trachtung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes. Im
d. Lebensqrundlaae und Lebersieurn für Merischer. F c-re Ptbmzon und Boden Folgenden wird auf Unvollständigkeiten der bisherigen Betrach-

otqar ismen tung hingewiesen:
b . bestöndteil des Natuhiausnafts in tb e s - o n d e r e  mit seinen Wasser-und Nähr-

a. Bodenziele
e. Abbau- Auo: lei-, i : -  jr.d  Aufbaumedium für rtoffilche Emwirkunaen auf Grund Die Funktionen des Bodens nach BImSchG werden ge- Zu a) Der Hinweis wird zur Kenntnis

dm  Fiher- ^  i t 'H , -  und St.Qdiiirivv.indii.if'njsriuenschiall^n. insoesoncier»- auch nannt und Hinweise auf Quellen für die Ziele des vorsor- genommen. Der Umweltbericht wird
r ‘ " ..........I ,t7 ' " Ilw s ^ -rs , genden Bodenschutzes gegeben. im Kap. 6.2 . 3 . 2  entsprechend er-

i '. , i  Punktu'ii-'i vji-i Ap.li \  J i N-atui und Kullurgescl'nchte sow-c: 
3.) Niul?unu In i.h i .n*-i. V

gänzt.

3. L ; i |- : T c i t | - iq o r : t 3 n c b. Bestandsaufnahme Boden und Bodenfunktionen
Die Betrachtung der Bestandsaufnahme Boden und Bo- Zu b) Der Hinweis wird zur Kenntnis

o . o * - j r  t '-T th M  -o fi.t ’ n*- a- it  r h ,  in  1 < 1 n - u r - i  -ttr-rrl' d m  Nutzungen Verkehr. V e i ■ denfunktionen wurden ausreichend erörtert. Es wird darauf genommen.
und EnTsorounq 2 ;z i  V P - i  A -1 u " .« hingewiesen, dass eine Beschreibung und Bewertung der Der Umweltbericht wird im Kap.

D n tu l .  u l i - h . n  G"ir m en die fo lg ender Q j. „ - I k m  -:*ne: VVientieruno lüi die Z iele des vor 
s o n  je  '- e e n  [  m i e r r  tbutzes q e h e r r

Bodenfunktionen z. B. auf der Grundlage der Bodenfunkti­
onsbewertung des sogenannten Bodenviewers erfolgen 
kann. Nach Kenntnisstand des Regierungspräsidiums kann 
anhand des Bodenviewers die Boden funktion der Böden im 
Plangebiet als gering eingeschätzt werden.

6.2 . 3 . 2  entsprechend ergänzt.

*  ü e  . 1 c iiF i-.-r i a u . ,  u b - . ia s - o r d n c t e n  P e in e n  c - r q e b e n  (z. 8 .  Raurpofdr u n a ,1

•  h ' td f - i  -,._ " iu tz d -*  i i . - l  “  ! n  A b .  _ b a u C b

•  F i ' m II f - i  i U u - i im - I : -  I ' ' l i ^ i . - J - N u l . 'U l . t j  v o n  r io t.J rn i . i ls  8 ^ :U V :if id le il dtrm  IN . i lu d id is : . '

hzi-t:. o :• Nr l und 2  BNstbdiCi c. Vorbelastungen Boden
Die Betrachtung der Altlasten bzw. der Vorbelastungen des Zu c) Der Hinweis wird zur Kenntnis

e-- oc-iu -.-'u .S rfU i'. ■•'tr r ' i.- '-V-sr- w ■ m  -  . -<r. . Bodens wurden ausreichend erörtert. genommen.
D ;e  Betrachtum:] der r m  . r - n u  a u fn - i im  -  „ ' » r i i l [ ‘ r  lentu i Lnc-ner« wurden a i r r ~  *hend
“ sort-n. w e is - r  z u r -  h r An-mihir m  <- rm  r lir -  i - u i '  t mr: A tro , m  t ii i t ;  im  B  - d. Zusammenfassende Bewertung Boden
d m i f u r k h o n m i  .% F-. .-h j1 U -  . - .m i i h j - d - - *  t  • • n h  i i i l  >M l .••‘ w -M u rn .)  e i j m - i  i t - i Es wurden keine Schlussfolgerungen aus der Bestandsauf- Zu d) Der Hinweis wird zur Kenntnis
B o d e i-A 'io s v e rs  ih d p  • d - i  • 1 u -  \  i l -  i n  i ,<> a r 1 ü tn  i : r c . - l  v"-n  1 .h t . N i’** U m e n  : i  i nähme der Böden und deren Vorbelastung für das Schutz- genommen.
b'Tncoser. kann nnif.ir J  i .  E 'n J  n,i Vv m  d i- 'B '- i  nti nl t mr _-ci bc-den im P m  g . gut Boden beschrieben. Die Begründung wird unter Punkt
nsqet.amt ad  Ljennos e rn a e -tu t werden.. Inwiefern die einzelnen Bodenfunktionen betroffen sind, 6.2 . 3 . 2  zu den Bodenfunktionen er-

wird im Umweltbericht ergänzt. gänzt (vgl. Punkt a) und b)).

Lde B e t r a c h t u n g  der A i t l a s t e r  bzw. d e r  Vorbeiur.ungen des Bodens w u r d e n  ausreichend

Eine zusammenfassende Bewertung der Bodenfunktionen 
wird nur empfohlen, wenn quantitative Aspekte des Boden­
schutzes im Vordergrund stehen. Dies ist bei Bebauungs-
plänen nicht der Fall, vielmehr werden dort die auf den Er­
füllungsgrad der Bodenfunktionen abzielenden, qualitati-

'Z  Z t ts a r r ,n e n n e n d *  Ü E i r ^ n o  Boden ven Fragestellungen behandelt. Eine zusammenfassende
Es wurden kerne S'ti'ilus:,Folgerungen aus der Bes'nnd-snulnanme der Boden und deren 

Vorbelastung fü r  das Schützer.d Boden beoemloben

Bewertung ist hier nur in Ausnahmefällen geeignet (vgl. Ar­
beitshilfe „Bodenschutz in der Bauleitplanung“, S. 45).

Aufgestellt, 28.05.2015 -  Planungsgemeinschaft Heim/Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/934216 S. 34/41



Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

.r*. ßodrtT! 7
Zur t "  n . k  in .1 1  • !. 1 d i  f i t  w h i  J v i i 1 v it.:-  Aussagen geneben, jecto:;li bedarf ss im Umwelt 

b - t  i. 1 i l  .v-il»- - i  F i j h i  • ii j - i

~ir*-* L’u—l't h i i ■ — t o IIi - a ii- <if| F 'A ':h-ngsoid :!*w Tim* rje> rk i

J-i i ,• h nJ r ■iik1 >> ii . uRdlurosgm d und cku zu o rwwrtendcn FurAticwefpinde-'

t 11 il,Jr'HM A -u J -n

f.- i  *  n *i V-?. 'A‘irrh i< i ‘ f 'UTTiund dei Iotaiv~riur.ts der Bodenfunktionen in dem  ;:e- 

! -Iir i r i  t  c i-n  i d F ,m  •• nci Ei Ufb'iiclikf it uuozuadäun,

” i i- Fr 1 iv - i ist i f-l—i' -<ri! 111r di>r Ahlem mg von Merkmal inten ;*ui V-m'ieudung 

Veii’rn inderjnp  und zun i Ausgleich.

Entspricht i. :Ü K. dorn Ir.-Zustand, :iv)1 .n * -i fcexucksichtigung cl unr greifender Riomunger- 
o d e r Entwicklungen iz. U. fdsmarden m :ie-  i

Die Auswirkungen z e O h d fM u jjt  - uei geplanten M ebnshmen wurden im DrmveitDencht 

kmmaehlO, D e-.-i  duicHü- les.ijnieiende Emg itD bew eifnny kt uchknoio

h. und l'̂ rn-unden>no:
Zu’ Veuäir-iduiKi bzw V-MriEndeiunp vun Fodenversdi'—v.dreim''uen E u -ren  b rs -Ts  bei bei 

Planung kuqemde Mrsldial n reu  ergnticr. w eiden.

- [> P»di zi“ u , , j  h F U  m , |(-
L"c L:-ni j r c  c - f  l orli*:1 i i:m: f i c  “nriim e aut Boden mit geringerem  tunctionr.e--- 

njllunqsqmd
D ie Anp.i^ut-.ir d - i  F i ih-- hji i und d>-i Puikm ,v i ’ F 'V lirn id -b d lm  ig» an cj-n 

'deländeverlautzur •. . n a u d ju g n  -1.»-r : i  E rd m ::::m : :v. r q  jn q c r  

R edu/i-uunq des . - i  -  i -  iiu| ii I In  Ii ü -n u  —>.  ̂ x k -i a—u lunc; v-rmcee- 

r u r-ydt} 1 >ige( Po lbge
Vorgaben zu Begrünungen m c’U i ;n-uha«r-r Fm’..hhrk'«,iny-;- r vvv. umindsTiiiCKsriä- 

di-un.

DschPeai urHjnqe’"’ .

Ber der eigenthcher Buurnübnahirue eonnor die te igenden Regelungen zu bauzeitlicnen 

Mindfuurigsj-uöiunülirncn uiHgs-setz' wurden. Dies kann m.foh übet städtebauliche- Verträge  

testcie-setzt werden-

M eßn öhmen zun-.' Sodentcburz bei d er 8üudur:b*.übrunq i'z.B benutz des Mutten  

bodens nach § 2 0 2  SauGB).

e. Boden und Erheblichkeit des Eingriffes
Zu Bodenerheblichkeit wurden bereits Aussagen getroffen, 
jedoch bedarf es im Umweltbericht weiterer Ergänzungen:

• Die Erheblichkeit sollte aus der betroffenen Flä­
chengröße, der Tiefe des Eingriffs, dem bestehen­
den Funktionserfüllungsgrad und der zu erwarten­
den Funktionsminderung abgeleitet werden.

« Bei einer Versiegelung ist aufgrund des Totalver­
lustes der Bodenfunktionen in dem betroffenen 
Bereich i. d. R. von einer Erheblichkeit auszuge­
hen.

• Die Erheblichkeit ist relevant für die Ableitung von 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und 
zum Ausgleich.

Die Erheblichkeit des Eingriffs wird in der Begründung im 
Kap. 6.2.4.2 erläutert, die momentane Funktionserfüllung in 
Kap. 6.2.3.2. Daraus resultierende Maßnahmen werden in 
Kap. 6.2.5 beschrieben. Die Punkte werden ergänzt.
Der Ausgleich nicht vermeidbarer Eingriffe erfolgt durch die 
Flächenbilanz nach der Kompensationsverordnung. Diese 
berücksichtigt auch Belange des Bodenschutzes. So wer­
den das Biotopentwicklungspotenzial sowie indirekt weitere 
Lebensraum- und Naturhaushaltsfunktionen durch die Be­
stimmung der Biotoptypen mitangerechnet. Das errechnete 
Defizit wird über das Ökokonto der Stadt ausgeglichen.

f. Auswirkungsprognose bei Nichtdurchführung der Pla­
nung

Entspricht i. d. R. dem Ist-Zustand, ggf. unter Berücksichti­
gung dann greifender Planungen oder Entwicklungen (z. B. 
Planänderungen).
Die Folgen bei einer Nichtdurchführung der Planung sind in 
der Begründung unter 6.2.4.9 beschrieben.

g. Auswirkungsprognose Boden bei Durchführung der 
Planung

Die Auswirkungen bei Durchführung der Planung wurden 
im Umweltbericht betrachtet. Die daraus resultierende Ein­
griffsbewertung ist schlüssig.

Zu e) Die Begründung/der Umwelt­
bericht wird entsprechend ergänzt.

Zu f) Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.

Zu g) Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.
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Bauleitplanung der Stadt Rodgau: Bebauungsplan H 17 „Wohngebiet Hainhausen West“ ANLAGE 1
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

Dio d̂chgerecht-:- Z\v'i-.d>:miagei'Linq und dar W'eck-remhau doo Gberbockro (DIN h. Vermeidung und Verminderung
Zur Vermeidung bzw. Verminderung von Bodenverschlech- Zu h) Die Hinweise werden zur
terungen können bereits bei der Planung folgende Maß- Kenntnis genommen.

huho. nahmen ergriffen werden:
Ai I lilid OlrGlUI Jr-| d-’ll l,f Mlr-| I,-*! I • Die Reduzierung des Flächenverbrauchs.
Du; V-Avandui'a vcn Baqciern-atten bzw. orortkornqor: rahnzoiKiEn ou vor'.Vh • Die Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf
lungstfrnulni i ’ l.-it Du i-i m 1 ?■ > i*-n ith* air-ain hohp-n Fun) t i i“»*=•!-*»ilb.j tivp-i ■ Böden mit geringerem Funktionserfüllungsgrad.
D‘c Erndrimq vm h'u z'j in an um 1: .sondero omptindliche B:»'kr vor den' rmhh • Die Anpassung der Erschließung und der Bau-
ror zu rduitzon
P“ HI «v .|i hlij.ilii J-“t .'Vlfeiuriq brMH'i BfUi lirrn di-u u C l-n fenster (z.B. Gebäudestellung) an den Gelände­

verlauf zur Vermeidung größerer Erdmassenbe-
wegungen.

• Reduzierung des Versiegelungsgrades durch Vor-
veiu*r'j~h~i P -rle i gaben zur Verwendung versickerungsfähiger Be-

D-.J1 rli!t i'ill IJI-H-. H!i-I i 1 k jr :! i ;r-i'i r=*j: p.ftnl ir-ni-M? 1111 r 1 läge.
• Vorgaben zu Begrünung nicht überbauter Er-

>. ßoj‘€n3L-sa/\p-cn'S-ny.-.5n3,hmeri- schließungs- bzw. Grundstücksflächen.

Zi 1 cl Id. r- Z--h riri’ 'T j in )-n . Evxknfunlmion-n di* von d*r Fbr üna au£-eieb*n. scG- • Dachbegrünungen.
*-n i- 1 >i ti tun i i it— | ir-T- 1- i /ttif')»ri'!?a*ic:.n:;!nal,.ii;il4i'iei aixgeciiieben werd-r,. Dazu <:.inn

Die Stadt Rodgau entwickelt neue Wohngebiete entspre-
chend des Bedarfs an Wohnbauflächen im Ballungsraum

_ho:'v*i! *U in i.'ih'aaItI'^i do n ch* fĉ traci'itt:: FrankfurtRheinMain.
Durch die Darstellung des Regionalplans Südhessen/Regi-

Ggf. körnen die relevanten Informatro-ren rach Abci.eidh mit derri Booen Viowei zui Ver- onaler Flächennutzungsplans 2010 als „Wohnbaufläche,
Tagung qesfclil und bewert̂ : w-fdmn geplant“, ist die Nutzung der bisherigen landwirtschaftli-

chen Flächen als Wohnbauflächen regionalplanerisch be-/ >»-; - muss -u. strtr. -inr- i'j/vv ir.~hr~i*? Boct-nlusi kl n-r /tJ v-u bruo~i n jiuT .-su!7awt*ilcn. reits abschließend behandelt.
Eine Anpassung der Erschließung und der Gebäudestel-
lung an den Geländeverlauf zur Vermeidung größerer Erd-
massenbewegungen ist aufgrund des fast ebenen Plange-
bietes nicht erforderlich. Durch Gebäudestellung und Fest-
Setzung von Firstrichtung wurde vielmehr dafür Sorge ge-

jy.-' ßudtr.tijnkA.nt-.i u.i..)t2tn. tragen, dass die solare Nutzung erleichtert wird.
Unter II. Bauordnungsrechtlicheü Oe rb o d e n a u rtr a q, Zur Reduzierung des Versiegelungsgrades wird eine Fest-

E'ocenlcc en.nq Setzung zur wasserdurchlässigen Gestaltung von Ver- Festsetzungen wird folgende Fest-
- N i j r r , i l i ; | - e - \ t - r , - l . i r . t ] . kehrsflächen eingefügt. Setzung eingefügt:

VvV l - r v - i r -1 vc n rrl'.triMrri . r i -n ii * Di.( 1 iT-n G «Jort.en
ü h - ' ' . t l H I  'ju n g  B o d -u r - i ii i ju n j  j g '  1 iGt-ibiu.-Jen dm  e n A p fe d i-n d -ii W'n-

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass pro Grundstück je 
angefangener 500 m2 Grundstücksfläche je ein einheimi-

„Flächenversiegelung
Flächen für den ruhenden Verkehr,

!• ur .!•_* scher Laubbaum zu pflanzen ist. Des Weiteren sind in den sowie Fußwege sind wasserdurch-
CTC-jtoni-rninderndq Maiönanmen, Verkehrsberuhigten Bereichen Standorte für einheimische 

Laubbäume festgesetzt.
lässig zu gestalten.“

Z»itr aussddjeßkche Anwendung der Kc ’̂npensationf.vercrdni.ing oder 'die besr-hrankung 

aut eine arten- und biotophezuejene Kompensation e t  raebt ausreichend. Es muss ein Zu-
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Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme
iJ ih H  --li'l'i.N-] Z' l ' . ' ' ' ' I I  rill tt.-it ,M| V I I ?l 1 ch ’- i t  p r -  nt ■ i r n T ' i j i m j "  I i* f I

i f : ’ h i |  i r r  " i  nn ,tW 11-P n I v l i “ n dcw -• I n i .< 1 r  i H n  1 ni v r  i'i m i 

3;s konipensanoniGTzuidorre ungeeicmet

It >v r

Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Garagen mit Flach­
dächern oder flachgeneigten Dächern mit extensiv begrün­
ten Dächern auszuführen sind.

lK:n3m«.il.>n,ihir-ies'! ^iriunrtdf) .ir.il-iv.-i Whtii.zcjuler -m e n  'U :M vk:h-n  Fin« Ml u . I * '. I n iin 

y i . i i .  & o : . t i= n  - ,M M  K r> r r -p fd : i: ; - it if .> n :u 'n r t | ! -n - il- ir r '- t - :n  k Ö T irn -n  rti,ar:l i uv. G - I l u n r  [ -‘ i - i  u  . n  M' *f F -  

bauu n o :-p1 a r.-:- i■>■■■ gen ,

f i i -  . i  ̂i im I i Il' -i i hl M - ~t i i- ' tl - I  M-r i ~[ I l i-  ! 'I ftl 11 i> j - -i M idi-

I f  lf l I tu M t nie 1t i h h--r Hl IM  .rihji' h .jen IV  -h Fi n f l- li  > |ih li W ir lU d* 21

M n  l i i f j  I F l -  n ~ i i  N i  I - M l  M  H 1J i i  Tfi M > - M - I i 'h n l . n i r - I  * i i i  In  i - u r - n t v \  . lu n y

vermieden oder v n n  n a e t  vvenler i.inn  " anuncp.aeer nit , \ n , im ir'v--iTlten :i't  >v rd 

auf alternativ* PMni r - n >rr Hinblick auf boe -nc  .!*> tzmchthtiv: _.r an-'"’? Mcbteirgeciar.-

..j-n .iiv f'-r  Bausteine v-llT-r

G ru ndw assgr fG ru n d w a ss ers c h u tz /W a s se rve rso rg u n g l

M d c c k h  . i f  t i j i  p  . r 1 i r i • ' 1- 1 l l j  l i  II* II i , Gm . r hi r z  in r. B l n M in i

Lärnnv.Mi. M ~vi ■ 1 W * m a  h i i i m  n .h -1“ ■ 1- S > -  - w m | ,i). |, 'G i  - f . m  m g

S ta d :  u r H  k r . „ i  1 'U m  1 u - l i  i G  i r Ih h m  1 > . i h  i v i 4  1 1 - Mt LI Im 1l I de

j- rv v - iih c i-  h c n u tz z o n e n  *:i- :- i:e n r :>? : i  - ü z u  v t i  L n -  L  - ‘' z * ! 1 et |vbe i r n
WHeM-WlMF'l m -,ir?n B e M -m u nqh |M -su  / u  it i.) !? rF ie ! iih e n .

!n  J l“ | G u Hh . 1 itM J  jcJ i S '; d !u n . j r i ; ; 1 IM r- - I I I  V v i: -  -1M V '. iirq .d d iM o k ö H  d - t  B i ld e M m iG e U im j - b M

v i r l i  B M v . u ' in n '  | l . u r . v  “ M i i l i . i iM r - n  \ r ,  | / ,.vV d ‘inaebiet H a in h a u s e r W kM  d a M  in
g i - n w  v l d c n i M  r :  H  v o n  1-  U a > 'J :  wnd z u  d e n  u r u n * d (.v a s : .e r . ,e ' ' ;i : iltmasen auf >:-rtc
1 1 1 z :  u.a auicerubi“ . Pass lec-i 1cernern der b *s r c n  .  0  t .  u r t e i  ' - i ' . ' t .  :<oci :te u fe n  namm
k - :n  ; o n d i  i r u n c i c f  'j v n o . v j i a n g c t i  a rre n  w u i'de L'v 3 vv e rt*: ■ e n .v l  e fv .a .h m  d i 3e d i e

Wa.-:*:, 3tc'n e un Mump*! u ,t  mi L in tW ;e v o n  W e.ie ivY v iU fi In.oci i u n c i t v e t ie n  l.v u rn

zur v t r n . q u r q  ~ 'd : i  l ' ü t it i > : i r i c f I : : : . !  :1 c - ö i c h c t z u n g  * k :  m m c n n u v te r Wasser

sTard--;. s c h w - e n g  t -h .

- -  G i  i (V-  n .  i . J -  P i-n i | - i i- t*  P l n i „ | A v  - I V . - I ’ ^’ lM h i  r r • \ h l . - l m .  —

\  ,1 - t r - l r - b - n u ,  IM .v n  ! ' - M  -

M’ hin i i i i i -  'S i r ,•/* -i c M J  ' - i  i' 11 .  r i i hi * 1 - n c / m i  C e  - m e .  v * l '-slldh.--' f  h U H  *

l l t i l j  Ml " j l U I n i 'A s 1 —11 ■'! i Ml I I I 11 Im h  h  1-  11h l 1- 1- 1. Ml V v - l - M A - l l  e  1 , | i ^ i h  t-,

Es werden Hinweise zu Regelungen während der eigentli- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge- 
chen Bauphase gegeben, welche auch über städtebauliche nommen.
Verträge festgesetzt werden können.
Die hier aufgeführten Regelungen sind nicht Bestandteil 
der in § 9 BauGB abschließend aufgeführten Festsetzun­
gen eines Bebauungsplans.

i. Bodenausgleichsmaßnahmen 
Erhebliche Beeinträchtigungen von Bodenfunktionen, die 
von der Planung ausgehen, sollten jedoch durch geeignete 
Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden. Dazu 
kann auf Böden, auf denen die Kompensationsmaßnah­
men durchgeführt werden, der Erfüllungsgrad der betroffe­
nen Bodenfunktionen erhöht werden.
Dies wurde im Umweltbericht nicht betrachtet.
Es werden beispielhaft Maßnahmen zur Verbesserung und 
Aufwertung der Bodenfunktionen aufgezählt.
Die ausschließliche Anwendung der Kompensationsver­
ordnung oder die Beschränkung auf eine arten- und biotop­
bezogene Kompensation ist nicht ausreichend. Es muss 
ein Zusammenhang zu den vorher ermittelten erheblichen 
Beeinträchtigungen hergestellt werden. Böden mit einem 
hohen bzw. sehr hohen Funktionserfüllungsgrad sind als 
Kompensationsstandorte ungeeignet.
Wirkzusammenhänge mit anderen Schutzgütern sind zu 
beachten. Stellen Kompensationsmaßnahmen zugunsten 
anderer Schutzgüter einen zusätzlichen Eingriff in das 
Schutzgut Boden dar? Kompensationsmaßnahmen kön­
nen auch im Geltungsbereich anderer Bebauungspläne lie­
gen.
Für den Ausgleich des Biotopwertdefizits nach der Kom­
pensationsverordnung wird die Stadt von der Ökoagentur 
Hessen Ökopunkte erwerben.
Das Biotopwertdefizit berücksichtigt auch Bodenschutzbe­
lange. So werden das Biotopentwicklungspotenzial des 
Plangebiets sowie indirekt weitere Lebensraum- und Natur­
haushaltsfunktionen durch die Bestimmung der Biotopty-

Zu i) Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.
Der Umweltbericht in der Begrün­
dung zum Bebauungsplan wird ent­
sprechend der Ausführungen er­
gänzt.
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ANLAGE 1

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung
r u n q e n d e r  E K M  U h n e v e r  In te r n d t io n a l,  e r s t e l l t  in A u f t r e p  d e s  Z W C m e  e in e n -' A n s t ie g  d e s

G r u n c k v n s s e rs T a n d e s im  P lanqebin r  v o n  ’ - 1 i i r  i - m n n e n .  D ie ;  r r  a n g e m e s s e n  z u  b e r ü e s -

s ic h t ic ic  i i r r t : : - n d v re  v o r  -ck-rr. H m te r q  u n d  l in  H a in lm m e n n  e in e m  b e s te  H e m d e n

L a u q e h e“ ni l a  eici . d e r  S tra id e  „ V it  d e m  L.i uh c jr c h  G r u n d w a r -s e a r s t i e g  b e r e i t s  z u  V e r -

■ 11 ■ 'ind '-M . an r ie t  R -b a .m t g  q e k r  n i m f  n -

A b w a ss e r, a n la g e n b e z o a e n e r  G ew ässersch u tz

D as Dlar g e b ie t  '.vii j u . z e . t  ' L i '  w M t . g ih J  in te n s iv  1in d w e n s e h a f th c l '  g „ n u tz t u n d  u r n t r c c t  c n ? c

F la c n e n c i r o b e  vo 1: 1 T - ■ _ : i d e t  S ich  in  ei e r  2 O h ö  III d o s  W a jc e i 5 c n u tz c e b ie * e :  * u  d ie

l i - V U l l l  i r i j  , - l l H j - ' - I  d a  ! H it- . Pl d 1 1

G . : p l : , n . r ; t  lK  K ; ; t 3 , tz _ ir  j  a i .  A |, i le r n - .m e e  W o i m q e t i e t .

S . r i , r „ : u U V A tW

D>e E m u a s s e r u n g s p a n u n g  s ie h t  c ie  U n t e r e lä y p g  d e s  P t m a e o m t e s  u d e  d T c n lg c b . e t e  .4 , B

u n d  C  v t ,  d a  das P I; n  g e  b i  e t  im  T e n n -  : e w  e im  M r - e h i- y e te rn  e n tw a c : e r t  w i r d .

Teilge­
biet

Flächen­
größe ha

Einwoh­
nerdichte

E/ha

Befestigungs­
grad %

Entwässerungs­
system

Einzugsgebiet der 
Mischwasserenties- 

tungsanlage

Srhrni.fTT’.v .'m --r  0  50  7

A 4.47 60 50 Tr-minr-vetom R--qe?r.vr.r,r.-'rv*rni<:k>--
runtq m 7 M u ld e n

Fl SO 5? T re n n s y s te m
S c h m u tz w a s s e : 3  5Ci7 

R y tf^ iiv v d s s e i u  5 '1 1

C ........ i .42 ........ öO ............ 54  ..... M is d is v s te rn M tschw asses  B 3U i

D a - S c h outzw asser ; u :  d e n  ! c  ici •D;c t A  u n d  B WH j  u | je r n e u  z u  v e r l . _ z h m u tz w a s

s e r e a r a - e  an  d a s  ö f f e n t l i c h e  K a n a l - 'e t -  in  d e r b  rü d e ? - G  niT. n i S tra  K e  R I k e s t r a o e  u i i 1 - u m

W in g e r t ig iU J ’ d  a r g n schlosse?11 Ei i z u g n q v b ie t  d e r

i....17

b a s  S o  i n u tz -u n d  Ra q - m v a s s e r  a te d e in  T t - i l q e b i - x C e m w a s s e n  m  <• er- b e s t e n e n d e n  s d d - i-

G ie r  M i c h v v , L a ta d E m zu g sg t b ie i  r ie s  R e g e m v e - ' i .e ie r l ia , - y lu n g j, n U i s  E 5 0 t i

D a ; q - m e t  'S t a b D'Aveiöerunfj s d a o h e  ;n  d e r  n M U S i e r r h a l t e n  u n d o e i  d e r  B e m e s s u n g  d e r

iG  4 . m g ,'.a n B 501 ($ and N u-v, R01 «u  t.ic le .u :* m g !  w c-i i tm

ty/t"ÜdHU

N & cih  d e yi o e o 'e c h n schar, G u -ä d e e n  v o m  D e r -  i - i  ; i n v  g  i i - \ - .d c - t id i lä g s v -c c k —

um c? firn h  e in e r  y o r l fte .-n > g i.m g  fzurp 0 ; Al? 1 I -> l - m :>n Schvveosf,ollen bm

R o g c -m v js s e r - N u t s u r g s a n lo g e r i  o ‘ le r  d u r c h  P a - r a g • m i  I L <• :  b* r i b o-der-zo n e ) m o g  11c h „

pen miteinbezogen. Nicht berücksichtigt werden die Funk­
tionen als Abbau-, Ausgleichs-, und Aufbaumedium für 
stoffliche Einwirkungen sowie als Archiv der Natur- und Kul­
turgeschichte. Diese Funktionen sind jedoch bei der vorlie­
genden Planung nicht erheblich beeinträchtigt.
Mit den aufgeführten Möglichkeiten zur Regenwasserrück­
haltung und -Versickerung werden zudem durch Maßnah­
men im Plangebiet negative Auswirkungen auf das Schutz­
gut Boden teilweise ausgeglichen.
Zudem wird das Plangebiet vollständig aus dem Flächen­
nutzungsplan entwickelt. Mit der Ausweisung von Wohn­
bauflächen etc. verbundene Auswirkungen wurden also be­
reits auf der höheren Planungsebene abgehandelt. Berück­
sichtigt man dies, sind dahingehend keine weitergehenden 
Ausgleichsmaßnahmen notwendig.

j. Planungsalternative Boden
Die Angaben im Umweltbericht lassen nicht erkennen, in­
wieweit die beabsichtigte zusätzliche Inanspruchnahme 
der bisher nicht baulich genutzten Flächen durch Wie­
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 
andere Maßnahmen zur Innenentwicklung vermieden oder 
verringert werden kann (Planungsalternativen). Im Umwelt­
bericht wird auf alternative Planungen im Hinblick auf bo­
denschutzrechtliche Belange nicht eingegangen.
Der Umweltbericht wird hinsichtlich der Planungsalternati­
ven ergänzt.
Innerstädtische Brachflächen oder andere Nachverdich­
tungspotenziale und Innenentwicklungsmaßnahmen sind 
in der hier geplanten Größenordnung derzeit nicht abseh­
bar.

k. Allgemeine Zusammenfassung Boden
Die vorgenannten Bausteine sollten zusammengefasst und 
abschließend bewertet werden.

Grundwasser
Das geplante Gebiet befindet sich in der Zone III des Wasser­
schutzgebietes „Birkig und Lämmerhecke“ für die Wassergewin­
nungsanlagen des Zweckverbandes Wasserversorgung Stadt 
und Kreis Offenbach (Verordnung vom 06.04.1978, StAnz.

Der Umweltbericht in der Begrün­
dung zum Bebauungsplan wird im 
Kap. 6.2.6 entsprechend der Stel­
lungnahme ergänzt.

Der Umweltbericht wird in den Kapi­
teln 6.3, 6.4.6 und 6.6 entsprechend 
ergänzt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

Zi=?l di~s.4-r M rfdnar.m '-n ist d ie  vem cf:-;ung .de:sriinq  c e r  rei"sand:gen M irelsanclfcoden  

Z'j cihulter'.

In F -  ' . - t ; i i  i-j ,v i  i -  F“ ! ^nn1 -| ;>l-ine3  tnr 1 > 4 - 1 il*- PUi i . . i  j." |—i 11̂ " .■ *r - t  

■ j ’i" 3 f-toi 1 -*f" de i r  b .  ; l t-. t : N'cdemcri.GgcvvciLSiq _*ut J-em, owc ba-.-m O  c d rtu .l :u i _.>J:zu- 

halten zu vei 3 i*F'-=q" o ck  '-en voTCickorungciyt i’.'l*' - *n  d ^ rw --—hclf-n  t G  o^rl rh^n O  

grenzunq - iiz u rü b i-n . D ie  :>Te'lplatre Ond enztprechend d e r STellpiatzr-atzung d e r Stadt 

Rcdoau v e rtd d trtu h p d d d fj co |j~ ie $ lk |*r  ,

Pi-.HiuMa sitfMl v o i. dos oei'.-.imtc unpillende NicGcTcdiGp^ivaccei aus dorr T ed aeb  et A  
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D:e VernicKeiunyom ulden sind mi Bebnuungsj>inti cu igezeiidu iel sowie FieHoHZim qntG  ver-

Gegen die vorliegende Planung bestehen keine Bedenken.

Immissionsschutz

G eg en  che AutsteiSu'*q des o .s j.  L-kbauLm.gr,p krem  bester,en hinsichtkc- des Irruriitsions-

Aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Wiesbaden -  Bergaufsicht • nehm e ich

Stellung w e  folgt.

$ o h H o f c > d } * n . r , 7

Ca. SSO rn r i rrdlicn der. o rh a h -r  ck .:i*-ta - w - r r . -ei E P A le q S N * 1 >tJT 0 ein V<- D-=haItcrie­
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i - i  t-ri naheiet Ik n q H x jn a

18/78 S. 868). Die für die jeweiligen Schutzzonen geltenden 
Verbote sind einzuhalten. Die Grenzen der jeweiligen festge­
setzten Schutzzonen sind in den Bebauungsplan zu überneh­
men.
Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt vollständig inner­
halb der Schutzzone lll des o.g. Schutzgebietes. Unter „III. 
Nachrichtliche Übernahmen“ wird auf die Lage innerhalb der 
Schutzzone lll und die Pflicht zur Einhaltung der dort geltenden 
Verbote hingewiesen.

In der gutachterlichen Stellungnahme zur Versickerungsfähig­
keit der Böden im Geltungsbereich des Bebauungsplanes... der 
ISK Ingenieurgesellschaft mbH vom 15.12.2008 wird zu den 
Grundwasserverhältnissen auf S. 11-12 ausgeführt, dass bei 
keinem der max. 5,0 m unter GOK abgeteuften Rammkernson- 
dierungen Grundwasser angetroffen wurde. Des Weiteren wird 
erwähnt, dass die Wasserstände im Plangebiet im Einflussbe­
reich von Wasserwerken liegen und wegen kaum zur Verfügung 
stehender Daten eine verlässliche Abschätzung des unbeein­
flussten Wasserstandes schwierig sei.
Ca. 250 m westlich des Plangebietes, Richtung Wasserwerk 
Birkig, befindet sich die Landesgrundwasserstelle 508027. An 
dieser Messstelle betrug im Zeitraum von 1980 bis heute der 
minimale Grundwasserstand 6,28 m am 19.05.2003. Bei einer 
vollständigen Einstellung der Grundwasserförderung durch die 
umliegenden Wasserwerke ist nach Modellrechnung der EHM 
Lahmeyer International, erstellt im Auftrag des ZWO, mit einem 
Anstieg des Grundwasserstandes im Plangebiet von 3-4 m zu 
rechnen. Dies ist angemessen zu berücksichtigen, insbeson­
dere vor dem Hintergrund, dass es in Hainhausen in einem be­
stehenden Baugebiet im Bereich der Straße „Auf dem Brühl“ 
durch Grundwasseranstieg bereits zu Vernässungsschäden an 
der Bebauung gekommen ist.
Die Erschließungsplanung berücksichtigt die Ausführungen. Die 
Grundwasserstände der Landesgrundwassermessstelle 
508027 wurde vom Bodengutachter, Geo-Consult, Stand 
13.01.2013, bei der Ermittlung der maßgebenden Bemessungs­
wasserstände berücksichtigt.
Unter IV. Hinweise“ wird ein Punkt Grundwasser aufgenommen, 
der auf die Gefahr des Grundwasseranstieges bei vollständiger 
Einstellung der Trinkwassergewinnung hinweist und empfiehlt

Unter „IV. Hinweise“ wird ein Punkt 
„Grundwasser“ aufgenommen, der 
auf die Gefahr eines Grundwasser­
anstieges bei vollständiger Aufgabe 
der Wassergewinnung hinweisen 
wird. Des Weiteren wird empfohlen, 
entsprechende bauliche Vorkehrun­
gen bei der Errichtung von Gebäu­
den vorzusehen.
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Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 2 BauGB

Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

GefährcfuncspQTenrtöf Jus frühere-'! bfgbav/icnen Tätigkeiten
Im P ian g e b ie t o ttn ohrnoo  U n te r la g e n  zu fo lg e  biober kein B e rg b au  u m geg angen ..

entsprechende bauliche Vorkehrungen bei der Errichtung von 
Gebäuden vorzusehen.

Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz
Gegen die vorliegende Planung bestehen keine Bedenken.

Immissionsschutz

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.

Ich Detemge der- Kampfmittelraumdienst ;m Rahmen von E tu u'pldi i m- > u m li i Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen hin- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
werne nur d an n , wenn vor gernesndifchet Sm te h'onlcrete H in w ^ '~  an* dm •’> u lrli“ v ir- 
ko m m en  vor, K a m o tn iitte lr  e rfo lg t sind, ln d e n  m ir vori Ihnen  z o o e le ite te r  U n te rla g e n  hab en  

3 ♦_ »-i t H im veioe dieztH Art g e g e b e n  De J.* h ia b e  >di J*.' ze u ira le n  Kanip tim tie l? au rn-

sichtlich des Immissionsschutzes keine Bedenken. 

Bergaufsicht

nommen.

-) e r r »  >-n:ht b e te ilia t . Es s ieh t Ihnen le d c s n tre i a e n  K arnpT-Tinelraurnd ienst d ire k t zu b e te ili- Ca. 350 m nördlich des Vorhabengebietes weist der RPS/Reg- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
O n M i nd liche A n fra g e n  kön nen  Sie '• h~en m H errn  S d iw e tz ie i. le i  U 6 1 5 1 - 1 2 5 /1 4 .  

Schriftliche A n fra g e n  c n d  zu lic h te n  an Ja:; R eg ie ru ngspräm diurn  D a r rn d a d t  D e ze rn a t 1 18, 

Z e n tra le r Kämpfen in e lrä u rn d ie n :“.

7 i j-=n -i r 3i |c m Fi Abiedunq Ai 'i~ t urm i■-J Mn w~lt C mr-fad gr >< h-uen 
e'oanz ü-rrc^ciu ~\en P unfcren bitte "'fr rm -fr zu qei-berei Z-n vom AmwäonngtemiebniT 
zu untei i icrtlen.

M it tre u  nd Iicben  G riiI5en

FNP 2010 ein „Vorbehaltsgebiet oberflächennaher Lagerstät­
ten“ für Kiessand aus. Der Bergaufsicht liegt derzeit kein Antrag 
auf einen Betriebsplan für Gewinnungstätigkeiten vor. Im Falle 
eines eventuellen künftigen Abbaus sind jedoch entsprechende 
Auswirkungen (Lärm- und Staubemissionen nicht auszuschlie­
ßen.
Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Be­
triebe im Planbereich und dessen näheren Umgebung.
Im Plangebiet ist den Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau 
umgegangen.

Kampfmittelräumdienst

nommen.

Im .4*,u l'irac? Der Kampfmittelräumdienst wird im Rahmen von Bauleitplänen Der Kampfmittelräumdienst wird im
6><?Z vom Regierungspräsidium Darmstadt ausnahmsweise nur dann 

beteiligt, wenn von gemeindlicher Seite konkrete Hinweise auf
Rahmen der Offenlage beteiligt wer­
den.

H o rst A rn o ld das mögliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In den 
mir von Ihnen zugeleiteten Unterlagen haben Sie mir keine Hin­
weise dieser Art gegeben. Deshalb wurde der zentrale Kampf­
mittelräumdienst nicht beteiligt.

Das Regierungspräsidium bittet darum, von dem Abwägungser­
gebnis unterrichtet zu werden.
Generell werden alle Anreger oder Hinweisgeber vom Abwä­
gungsergebnis unterrichtet.

Derzeit liegen der Stadt Rodgau 
keine konkreten Hinweise vor.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge­
nommen.
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ANLAGE 1

Nr.

57

Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägung

K re isnandw erke rscha ft

Planungsgemeinschaft 
Friedrichstr. 35 
63450 Hanau

E i n g e n ^ ' -  - 

03. SEP. 20U
Eriecs-m

Dipi.-htc? ' -•*-

Körperschaft des öffentlichen Rechts

GesthüfciiteJIe
HJif.dt'ä ti.u-irlv.'cfk'.

6.1021 Otfenüadi

KfrKhindwofksmcistor
wollssnH '•J.irriW'ri'f <“l

Kcmaäit

Teilen: CM19 

7cu:?.ix

t-M.m. handwcikijiliär-o'.iJs' 
tmemdt: VAvw.Uvß'i.dc 
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Bauieitpianung der Stadt Rodgau
Bebauungsplan Hainhausen Nr. 17 „Wohngebiet Hainhausen West"

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die Bebauungspläne bestehen seitens des Handwerks keine Bedenket'., soweit.

Belange des Handwerks nicht beeinträchtigt werden;

durch Widerspruch seitens Dritter im Bebauungsplan-Gebiet. Interessen der
ansässigen Handwerksbetriebe\t. B: der Nutzungsänderung) mehr beeinträchtigt werden können.

Gegen die Bebauungspläne bestehen seitens des Hand- Der Hinweis wird zur Kenntnis ge- 
werks keine Bedenken, soweit Belange des Handwerks nommen. 
nicht beeinträchtigt werden;
Durch Widerspruch seitens Dritter im Bebauungsplan-Ge­
biet, Interessen der ansässigen Handwerker (z. B. der 
Nutzungsänderung) nicht beeinträchtigt werden können.
In unmittelbarer Nähe des Plangebietes sind keine Hand­
werksbetriebe ansässig.

Freundliche Grüße
KREISH AN DWERKERSCHAFT OFFENBACH

Uwe Czupalls 
Geschäftsstelienleiter
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